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Beteiligung und Engagement von Beschäftigten ste-
hen auch im Fokus zweier Streitschriften, die ver.di ver-
öffentlicht hat. Mitbestimmung und Tarifverträge sind 
seit 100 Jahren etablierte Rechte von 
Arbeitnehmer*innen in Deutschland, auch in kirch-
lichen Betrieben. Die beiden Schriften werfen einen kri-
tischen Blick auf deren Ausgestaltung durch die Kirchen 
und laden zur Diskussion ein, inwieweit die kirchlichen 
Regeln für über 1,2 Millionen Beschäftigte in einer sich 
wandelnden Arbeitswelt noch zeitgemäß sind. 

Unsere Kolleg*innen im Gesundheits- und Sozialwe-
sen werden durch einen hohen Arbeitsethos angetrie-
ben – und das ist toll. Denn natürlich wollen wir alle, 
dass engagierte Menschen zum Beispiel unsere Kinder, 
unsere Eltern im Alter oder uns selbst gut versorgen 
oder beraten. Doch oft behindert dieses Ethos die eige-
ne Interessenvertretung: »Ich kann doch nicht meine 
Klienten oder Patienten im Stich lassen.« Umso wich-
tiger ist der Perspektivwechsel: Nur mit guten Arbeits-
bedingungen können Beschäftigte des Gesundheits- 
und Sozialwesens andere Menschen gut versorgen und 
dabei selbst gesund bleiben. Das zu erreichen, geht 
nicht allein, sondern nur gemeinsam. Mit ver.di.

Eure Kirchen.info-Redaktion

Liebe Leserin, lieber Leser,
Ende Oktober lud die Diakonie zur »Innovationskonfe-
renz« nach Kassel. Vertreter*innen aus Wissenschaft, 
Politik und Einrichtungen diskutierten über innovative 
Lösungen und zukunftsfähige Ideen. Nicht mit dabei: 
die Beschäftigten der Diakonie, niemand der immerhin 
fast 600.000. Gleiches gilt für die Ankündigung der  
Diakonie, die bisherige Loyalitätsrichtlinie zu einer  
Profilrichtlinie weiterzuentwickeln. Theolog*innen, 
Jurist*innen, Diakonie, Fach- und Landesverbände 
sowie Unternehmen bilden dafür eine Kommission. 
Vertreter*innen der Beschäftigten sind bislang nicht 
vorgesehen. In beiden Fällen geben sich der Arbeitge-
ber Kirche und ihre Diakonie progressiv, gehen mit den 
eigenen Beschäftigten jedoch gewohnt paternalistisch 
um. Gespräche über die künftige Gestaltung der Arbeit 
und deren Rahmenbedingungen finden ohne die maß-
geblich Betroffenen statt.

Auch bei den 2019 auf kirchlichem Weg getrof-
fenen Regelungen über Löhne und Arbeitsbedingungen 
stehen die Bedürfnisse der Beschäftigten nicht an erster 
Stelle. Statt bessere Bedingungen zu schaffen, werden 
Arbeitszeiten flexibilisiert und verlängert. Eine irrwitzige 
Entwicklung in einer Zeit, in der Fachkräfte händerin-
gend gesucht werden und die Belastung der Beschäf-
tigten dringend reduziert werden muss. 

Anders laufen die Dinge mit Tarifvertrag. Solche 
Angriffe auf die Arbeitszeit konnten zum Beispiel die 
Beschäftigten der Diakonie Niedersachsen in ihrer Tarif-
runde verhindern. Ermöglicht haben dies das Engage-
ment und die Aktionen vieler ver.di-Kolleg*innen. Da-
durch haben sie auch eine zusätzliche Pflegezulage 
erreicht, ähnlich wie im öffentlichen Dienst. Und zwar 
auch für die Altenpflege.

Wo Arbeitsrechtliche Kommissionen die Löhne und 
Arbeitsbedingungen in der Diakonie festlegen, geschah 
hingegen auch in diesem Jahr, was im Sinne der Arbeit-
geber ist: Die Löhne wurden zwar erhöht, doch die 
Schere zwischen unteren und oberen Lohngruppen  
erheblich vergrößert. Zum Teil wurden Beschäftigten-
gruppen ungleich behandelt. Die Arbeitszeit wurde mit 
neuen Bereitschaftszeiten flexibilisiert und Forderungen 
nach Entlastung wurden schlicht ignoriert, zum Beispiel 
in Mitteldeutschland. Im Norden und anderswo gibt  
es etliche diakonische Arbeitgeber, die sich überhaupt 
nicht an kirchliche Spielregeln halten und Arbeitsbedin-
gungen per Arbeitsvertrag festlegen, wie es ihnen ge-
fällt. Es ist nicht neu: Setzen sich Beschäftigte kollektiv 
für ihre Interessen ein, setzen sie der Willkür ihrer Ar-
beitgeber Grenzen.

Vom Wandel der Arbeit  
und ihrer kollektiven Gestaltbarkeit
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Mit dem Tarifabschluss wird eine neue Pflegezulage 
zwischen 85 und 120 Euro im Monat eingeführt. Ist 
auch das ein Mittel gegen den Mangel an Arbeits- 
kräften?

Ja, natürlich. Mit dem Pflegepersonalstärkungsge-
setz hat die Regierung dafür gesorgt, dass Tariferhö-
hungen in der Krankenhauspflege vollständig refinan-
ziert werden. Hier Verbesserungen zu erreichen, ist 
daher nicht so schwer. Wir haben aber darauf bestan-
den, dass die Zulage auch in der Altenhilfe gezahlt 
wird. Das haben wir erreicht. Hinzu kommt, dass wir 
die Altenpflegetabelle, die gegenüber der allgemeinen 
Entgelttabelle um etwa drei Prozent abgesenkt war, 
schrittweise auf dieses Niveau anheben. Das ist ein 
echter Erfolg.

Wie habt Ihr die Arbeitgeber dazu bewegt, das zu ak-
zeptieren?

Das hat auch mit der generalistischen Ausbildung 
im neuen Pflegeberufegesetz zu tun. Es ist zu befürch-
ten, dass die Leute von der Alten- in die Krankenpflege 
abwandern oder sich gleich gegen die Altenpflege ent-
scheiden, wenn die Bedingungen dort schlechter sind. 
Darauf haben wir bei den Verhandlungen hingewiesen 
und zugleich deutlich gemacht, dass es nicht gerecht-
fertigt ist, Beschäftigten in der Altenpflege bei gleicher 
Qualifikation weniger zu zahlen als ihren Kolleginnen 
und Kollegen in den Krankenhäusern. 

Und dieses Argument hat gezogen?
Na ja, die Arbeitgeber haben die deutliche Erhö-

hung in der Altenhilfe eher zähneknirschend akzeptiert. 
Dazu haben auch die vielen Aktionen beigetragen, die 
die Kolleginnen in den Einrichtungen auf die Beine ge-
stellt haben. Das waren zwar oft eher kleine Proteste, 
aber es haben sich sehr viele Belegschaften gerade in 
den Pflegeheimen daran beteiligt. Das hat die Diakonie-
Spitze durchaus wahrgenommen.

Warum war die Aktionsbereitschaft in dieser Tarifrunde 
so groß?

Die Arbeitgeber selbst haben dazu beigetragen. In 
der ersten Verhandlungsrunde legten sie kein Angebot 
vor. Und in der zweiten Runde verlangten sie plötzlich 
eine massive Flexibilisierung und Verlängerung der Ar-
beitszeiten. Das hat dazu geführt, dass sich die Kolle-
ginnen mehr als sonst für diese Tarifauseinanderset-
zung interessiert haben und auch bereit waren, sich zu 
engagieren. Daraufhin haben die Verhandlungsführer 

Tobias Warjes ist 
Heilerziehungspfle-
ger und Vorsitzender 
der Arbeitsgemein-
schaft der Mitarbei-
tervertretungen in 
den Diakonischen 
Werken Niedersach-
sens (ag mav).  
Er ist seit deren 
Gründung 2010  
Mitglied der ver.di-
Tarifkommission für 
die niedersächsische 
Diakonie.

ver.di hat für die Diakonie Niedersachsen einen neuen 
Tarifvertrag durchgesetzt, der den rund 37.000 Be-
schäftigten bis Juni 2021 Lohnerhöhungen von insge-
samt 7,2 Prozent beschert. Wie bewertest Du die Ver-
einbarung?

Ich kann diesen Abschluss gut vor meinen Kolle-
ginnen und Kollegen vertreten. Für 2019 steht eine Drei 
vor dem Komma, das wollten die Arbeitgeber eigent-
lich verhindern. Noch wichtiger finde ich, dass wir zum 
ersten Mal eine soziale Komponente durchgesetzt 
haben: In den ersten beiden Erhöhungsrunden steigen 
die Entgelte um jeweils mindestens 70 Euro. Das führt 
dazu, dass die Schere zwischen unteren und oberen 
Entgeltgruppen nicht noch stärker auseinandergeht.

Warum ist Dir das so wichtig?
Schon eine Fachkraft mit einer vollen Stelle hat 

nicht allzu viel Rente zu erwarten. Den Kolleginnen und 
Kollegen in den unteren Entgeltgruppen – die dazu oft-
mals Teilzeit arbeiten – droht massenhaft Altersarmut. 
Das ist nicht sozial. Klar: Die Arbeitgeber hätten lieber 
die Fachkräfte bevorteilt, weil sie auf dem Arbeitsmarkt 
schwer zu bekommen sind. Nur für sie etwas zu tun, ist 
aber sehr kurzsichtig. Denn wenn es so weitergeht, be-
kommen die Einrichtungen auch bei Nicht-Fachkräften 
ein Problem. Vor dem Tarifabschluss lagen die Stunden-
löhne in diesem Bereich bei 12,41 Euro. In vielen ande-
ren Branchen verdient man mehr – und hat keine 
Schicht-, Sonn- und Feiertagsarbeit. Es besteht die Ge-
fahr, dass die Leute abwandern und ihrem Beruf den 
Rücken kehren.

Diakonie Niedersachsen: 

»Ganz normale Tarifverhandlungen  
auf Augenhöhe«
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cheninterner Lohnfindung durch die Teilnahme an Ar-
beitsrechtlichen Kommissionen am Leben zu halten.

Dies war bereits die dritte Entgeltverhandlung seit Be-
stehen des Diakonie-Tarifvertrags in Niedersachsen. 
Sind Tarifverhandlungen inzwischen zur Normalität ge-
worden?

Es sind auf jeden Fall ernsthafte Verhandlungen, die 
ganz anders laufen als auf dem »Dritten Weg«. Auf Ar-
beitgeberseite sitzen allerdings noch ein paar Leute, die 
aus der Tradition des »Dritten Wegs« kommen, was 
man manchmal merkt. Was ich überhaupt nicht für 
zeitgemäß halte, ist, dass der Kirchenaustritt ein Kündi-
gungsgrund sein kann. Das ist schon deshalb absurd, 
weil die Konfessionszugehörigkeit bei Einstellungen 
kein entscheidendes Kriterium mehr ist. Wir werden 
weiter darauf drängen, dass diese Regelung beseitigt 
wird. Ansonsten aber sind wir in der Tat auf dem Weg, 
ganz normale Tarifverhandlungen auf Augenhöhe zu 
führen. Wie man sieht: Das geht auch in Kirche und Di-
akonie.

der Diakonie ihre Forderungen schnell wieder vom 
Tisch genommen. Zu dem schließlich gefundenen Kom-
promiss gehört übrigens auch die Tarifierung der Aus-
zubildenden in der Heilerziehungspflege, die für mich 
persönlich besonders wichtig ist. Schon in den letzten 
beiden Tarifrunden haben wir gefordert, dass ange-
hende Heilerziehungspfleger einen Anspruch auf tarif-
liche Vergütung haben – so, wie es in der Pflege und 
anderswo selbstverständlich ist. Das haben wir jetzt 
durchgesetzt. Die Diakonie Niedersachsen hat damit 
einen der wenigen Tarifverträge überhaupt, der auch 
für Auszubildende in der Heilerziehungspflege gilt.

Gab es bei den Verhandlungen sonst noch Besonder-
heiten?

Ja, ver.di hat erstmals offiziell gemeinsam mit der 
Ärzteorganisation Marburger Bund verhandelt. Das war 
sehr hilfreich und hat uns alle stärker gemacht. Ich 
finde, das sollte im Marburger Bund Schule machen. 
Gemeinsam auf Augenhöhe über Tarifverträge zu ver-
handeln ist viel sinnvoller, als den »Dritten Weg« kir-

Caritas-Stiftung Liebenau in Baden-Württemberg:

Beschäftigte organisieren sich für Tarifvertrag

In der Liebenau Leben im Alter gGmbH tut sich was. 
Seit Jahren werden die rund 750 Beschäftigten des 
Tochterunternehmens der Stiftung Liebenau, die dem 
Caritasverband der Diözese Rottenburg-Stuttgart ange-
hört, schlechter bezahlt als ihre Kolleginnen und Kolle-
gen in anderen Bereichen der Caritas und im öffent-
lichen Dienst. Grund ist ein sogenannter bischöflicher 
Dispens, der es den 18 Pflegeeinrichtungen lange Zeit 
erlaubte, von den Arbeitsvertragsrichtlinien der Caritas 
abzuweichen. Diese Ausnahmeregelung ist ausgelau-
fen, weshalb das Unternehmen auf ver.di zugegangen 
ist, um Verhandlungen über einen Tarifvertrag aufzu-
nehmen. »Natürlich stehen wir für Tarifverhand-
lungen«, stellte die ver.di-Landesfachbereichsleiterin 
Irene Gölz seinerzeit im Interview mit dem Kirchen.info 
klar. »Aber diese können nur auf Augenhöhe stattfin-
den, wenn die Beschäftigten bereit sind, sich dafür ein-
zusetzen und sich zu organisieren.« Dieser Appell 
zeigte Wirkung: Noch Anfang 2019 waren lediglich vier 
Betriebsratsmitglieder – in Bezug auf die betriebliche 
Mitbestimmung sind die Einrichtungen bereits weltlich 
organisiert – Mitglied bei ver.di. Jetzt sind mehr als 200 
Beschäftigte gewerkschaftlich organisiert. 

»Wir haben sehr viele Gespräche geführt und deut-
lich gemacht, dass sich an der ungleichen Bezahlung 
nur etwas ändern wird, wenn sich die Leute engagie-
ren«, berichtete Yvonne Baumann vom ver.di-Landes-
bezirk Baden-Württemberg. »Mit konkreten Zahlen 

haben wir gezeigt, wie groß der Abstand zum Tarifver-
trag für den öffentlichen Dienst (TVöD) bzw. zu den 
Arbeitsvertragsrichtlinien (AVR) der Caritas inzwischen 
ist – das hat gewirkt.« So liegt beispielsweise das Tabel-
lenentgelt einer Pflegekraft im Dauernachtdienst mit 
einer halben Stelle und 16 Beschäftigungsjahren um 
236 Euro unter dem TVöD. Eine Wohnbereichsleitung 
in Vollzeit verdient im siebten Beschäftigungsjahr mo-
natlich fast 1.000 Euro weniger. Auch bei der Jahres-
sonderzahlung und beim Freizeitausgleich für Arbeit zu 
ungünstigen Zeiten sind die Beschäftigten der Liebenau 
Leben im Alter gGmbH benachteiligt. Hinzu kommt, 
dass das Unternehmen statt der Beiträge von acht Pro-
zent, die es laut AVR in die Zusatzversorgungskasse 
einzahlen müsste, seinen Angestellten lediglich drei 
Prozent für eine private Altersvorsorge auszahlt. »Wenn 
man alle Bestandteile der Entlohnung hochrechnet, 
kommt man auf schätzungsweise eine Million Euro pro 
Jahr, die den Beschäftigten der Liebenau Leben im Alter 
gGmbH vorenthalten wird«, rechnete Baumann vor.

Für ver.di ist klar: Ziel der anstehenden Tarifver-
handlungen muss die Angleichung an den TVöD sein, 
dem auch die AVR der Caritas entspricht. Doch es gibt 
bereits Komplikationen: Die Dienstgeberseite in der Ar-
beitsrechtlichen Kommission (ARK) der Caritas hat dem 
Unternehmen Gespräche über eine stufenweise Über-
führung in die kirchlichen Arbeitsvertragsrichtlinien an-
geboten. Der Liebenau-Vorstand hat den für Dezember 
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ßerhalb des kirchlichen Arbeitsrechts gestellt«. Darauf-
hin hätten sich die Beschäftigten dafür entschieden, mit 
ver.di selbstbestimmt einen Tarifvertrag zu erreichen. 
Von der Arbeitsrechtlichen Kommission wünsche man 
sich dabei weiterhin Unterstützung.

Nur bei Tarifverhandlungen könnten die organisier-
ten Beschäftigten selbst festlegen, welche Forderungen 
sie aufstellen, wer sie vertritt und welches Ergebnis sie 
akzeptieren, erläuterte Baumann. »Der Weg zum Tarif-
vertrag wird von den ver.di-Mitgliedern bestimmt«, 
stellte die Gewerkschafterin klar. Voraussichtlich An-
fang November wählen die ver.di-Mitglieder die Tarif-
kommission. In etwa der Hälfte der Einrichtungen 
haben die Teams bereits Delegierte bestimmt, die wäh-
rend der Verhandlungen die Rückkopplung in die Be-
triebe sicherstellen und die Meinung der Basis einbrin-
gen sollen. »Solche demokratischen Mechanismen und 
Verhandlungen auf Augenhöhe gibt es nur mit Tarifver-
trag«, betonte Baumann. »Dafür machen wir uns ge-
meinsam mit den aktiven Kolleginnen und Kollegen 
weiter stark.«

Daniel Behruzi

geplanten Verhandlungsbeginn daraufhin auf das näch-
ste Jahr verschoben.

Einer Überführung in die Arbeitsvertragsrichtlinien 
müsste auch die Dienstnehmerseite in der ARK zustim-
men. »Wir fordern die Kolleginnen und Kollegen in der 
ARK auf, das abzulehnen und den Weg zu einem Tarif-
vertrag bei der Liebenau nicht zu torpedieren«, appel-
lierte Baumann. »Vor einem Jahr hat die Stiftung Liebe-
nau die Angleichung an die AVR noch vehement 
abgelehnt. Jetzt will sie das doch wieder, allerdings stu-
fenweise gestreckt über fünf Jahre. Wer garantiert 
denn, dass es sich der Vorstand in dieser Zeit nicht 
noch einmal anders überlegt?«

Die Delegierten der ver.di-Mitglieder aus den 18 
Einrichtungen unterstützten diese Haltung bei einem 
Treffen am 22. Oktober einmütig. In einer einstimmig 
beschlossenen Resolution erklärten sie selbstbewusst: 
»Gemeinsam werden wir uns auf den Weg machen, 
um durch einen Tarifvertrag unsere Arbeitsbedin-
gungen und vor allem Lohngestaltung mitzubestim-
men.« Das Unternehmen habe durch eine Änderung 
seiner Satzung »Fakten geschaffen und uns damit au-

Diakonie Württemberg: 

»Unerhört« – gelungene Aktion  
der Tarifkommission Diakonie

Besser zuhören: Diakonie-Beschäftigte fordern mehr Rechte ein
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Unter dem Stichwort »UNERHÖRT« führt die Diakonie 
Deutschland eine Kampagne durch, mit der sie für eine 
offene Gesellschaft wirbt: »Viele Menschen haben 
heute das Gefühl, nicht gehört zu werden. Sie fühlen 
sich an den Rand gedrängt in einer immer unübersicht-
licheren Welt, in der das Tempo steigt und Gerechtig-
keit auf der Strecke zu bleiben droht. ...«

Anknüpfend an diese begrüßenswerte Kampagne 
hat die Tarifkommission der Diakonie Württemberg 
eine kleine aber feine Aktion zur Eröffnung der Woche 
der Diakonie organisiert. Der Gedanke dabei: »Auch 
viele Diakonie-Mitarbeitende haben zuweilen das Ge-
fühl, von ihrem Arbeitgeber nicht oder nicht angemes-
sen gehört zu werden. Daher unsere ver.di-Aktion »Un-
erhört! Diese Mitarbeitenden.« Beschäftigte konnten 
auf Karten schreiben, was ihrer Meinung nach geän-
dert oder verbessert gehört. Auf der Rückseite der 
Karte steht: »Mit ihrer Kampagne »unerhört« will die 
Diakonie zuhören. Wir nehmen sie beim Wort und do-
kumentieren die Stimmen der Beschäftigten: Wo sollten 

die diakonischen Arbeitgeber Deiner Meinung nach zu-
hören und entsprechend handeln – in Deiner Einrich-
tung und überhaupt?« Die Karten wurden von Mitglie-
dern der Mitarbeitervertretung (MAV) oder der ver.di- 
Betriebsgruppe in den Diakonieeinrichtungen verteilt, 
die Rückmeldungen wurden für die Aktion zur Eröff-
nung der Woche der Diakonie ausgewertet. ver.di-
Kolleg*innen haben dem Vorstandsvorsitzenden des 
Diakonischen Werks Württemberg, Oberkirchenrat Die-
ter Kaufmann, eine Riesen-Unerhört-Postkarte mit For-
derungen der Beschäftigten übergeben. 

Insbesondere die Dringlichkeit der Abschaffung der 
ACK-Klausel vor den nächsten MAV-Wahlen konnte so 
deutlich gemacht werden. Fazit: eine gelungene Akti-
on. Danke an alle, die sich an der Aktion beteiligt 
haben und weiter beteiligen werden. Lasst uns die An-
liegen unserer Kolleginnen und Kollegen aufnehmen 
und die Arbeitsbedingungen gemeinsam zum Besseren 
wenden.

Uli Maier

Diakonie Bayern: 

Und weiter geht’s auf dem Weg  
zum Tarifvertrag
Das Kirchen.info hat in seiner Maiausgabe über die 
wichtigsten Ergebnisse der Beschäftigtenbefragung in 
der Diakonie Würzburg berichtet. Die Betriebsgruppe 
hatte die Umfrage gestartet, um konkrete Ansatz-
punkte für die Verbesserung der Arbeitsbedingungen 
herauszufinden.

Ende September fand nun ein Vernetzungstreffen 
der bayerischen Tarifprojekte in der ver.di-Bildungsstät-
te in Saalfeld statt. Es ging darum, über die bisherigen 
Aktivitäten in Würzburg und Landshut zu berichten, 
den aktuellen Stand der Projekte zu bewerten und Ver-
abredungen für die nächsten Monate zu treffen.

Zu den Themen, die in den Tarifprojekten immer 
wieder vorkommen, gehört auch die Frage: Was ist 
Aufgabe und Rolle von Mitgliedern der Mitarbeiterver-
tretung (MAV) und um was kümmern sich die ver.di-
Mitglieder? Ergebnis: Das Mitarbeitervertretungsgesetz 
sieht für beide Rollen und Funktionen eine formale 
Trennung vor. Doch ist es erlaubt und sogar von Vorteil, 
als MAV-Mitglied auch Mitglied in der Gewerkschaft zu 
sein. Zu klären ist jedoch, wie betriebliche Problemla-
gen der Kolleg*innen nicht ausschließlich im »Stellver-
treterprinzip« durch die MAV angegangen und gelöst 
werden. Sondern wie gelingt es, die Kolleg*innen im 
Betrieb anzusprechen und gemeinsam mit ihnen Ansät-
ze für Veränderungen zu finden. Alle Kolleg*innen 
üben ihren Beruf mit einem hohen Arbeitsethos aus, 
und sind es dabei zumeist gewöhnt, sich auf die Bedar-

fe und Bedürfnisse ihrer Klient*innen oder 
Bewohner*innen zu konzentrieren. Wie gelingt aber 
der Perspektivwechsel, dem Anspruch an die Qualität 
der eigenen Arbeit gute Bedingungen für sich selbst 
voranzustellen? Nach dem Motto: »Wenn ich gute Ar-
beitsbedingungen habe, kann ich auch dauerhaft gute 
Arbeit leisten.« Ärger und Unmut über die Arbeitsbe-
dingungen sollten nicht in Frust und Resignation mün-
den, sondern die Grundlage für gemeinsame Aktivi-
täten und Aktionen werden, die die konkrete 
Verbesserung der Arbeitsbedingungen zum Ziel haben 
– weg von dem individuellen Problembewusstsein hin 
zu einem kollektiven Problemlösungsbewusstsein. 

Für die Diakonie in Würzburg und Landshut gilt, 
dass die Gewerkschaft ver.di längst ein Bestandteil des 
betrieblichen Alltags ist. Schwarze Bretter der Gewerk-
schaft und Aktionen der Betriebsgruppe gehören eben-
so dazu wie Begehungen durch hauptamtliche 
Gewerkschafter*innen oder ihre Teilnahme an Mitar-
beiterversammlungen. Das wird weitergehen. Zu den 
nächsten Schritten gehören: Teilnahme am Aktionstag 
Altenpflege (Buß- und Bettag 20. November), Teambe-
suche der ver.di-Betriebsgruppe in der Jugendhilfe, 
Konzentration auf die individuelle Ansprache der 
Kolleg*innen. Ein weiteres Vernetzungstreffen ist be-
reits für 2020 verabredet.

Herbert Deppisch
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Diakonie Hessen: 

Aktionen wegen abgesagter Verhandlungen  
für die Altenpflege
Die Altenhilfe muss aufgewertet werden, dafür müssen 
die Löhne angehoben und die Arbeitsbedingungen drin-
gend verbessert werden. Darüber bestand auch in  
Hessen zwischen ver.di und einigen diakonischen Ar-
beitgebern Einigkeit. Sogar soweit, dass im August Tarif-
verhandlungen beginnen sollten, um das zu erreichen. 
Ein Meilenstein, sowohl für die Altenhilfe, als auch unter 
dem Dach der Diakonie in Hessen. Umso enttäu-
schender war die kurzfristige Absage der Arbeitgeber 
für die Beschäftigten in der diakonischen Altenhilfe. 

Was lange währt�
Mehr als zwei Jahre liegen hinter den ver.di-Kolle-
ginnen und Kollegen in Hessen, in denen viele Ge-
spräche mit einzelnen Arbeitgebern in der diakonischen 
Altenhilfe geführt wurden. Mit Erfolg: Im Juni 2019 hat 
sich offiziell der Dienstgeberverband Diakonische Alten-
hilfe Hessen gegründet, in dem sich eine Reihe von Ar-
beitgebern zusammengeschlossen haben und dem sich 
weitere anschließen können. Damit wurde endlich der 
Weg zur Aufnahme von Tarifverhandlungen mit ver.di 
frei. Die Bereitschaft zu Verhandlungen war lange zuvor 
bei den Akteuren bereits vorhanden, weshalb im Früh-
jahr 2019 bereits Termine für August und den Herbst 

vereinbart wurden. Es kam bei den Beschäftigten gar 
nicht gut an, dass die Verhandlungen dann kurzerhand 
von den Arbeitgebern abgesagt worden sind. Zwar gibt 
es für den Herbst noch Verhandlungstermine, doch wer 
als Arbeitgeber auch in Zukunft noch engagierte Be-
schäftigte im Betrieb halten und finden will, sollte auch 
heute schon verlässlich handeln. 

Beschäftigte setzen Zeichen
Aufgrund der Verhandlungsabsage sind in mehreren 
Einrichtungen Kolleginnen und Kollegen aktiv gewor-
den und haben ihren Arbeitgebern signalisiert, dass  
sie sich nicht länger hinhalten lassen wollen. Auch die 
ver.di-Tarifkommission hat in den sozialen Medien sicht-
bar gemacht, dass die Arbeitgeber ihre Beschäftigten 
am Verhandlungstag haben hängen lassen. Über die 
Unruhe durch die Aktionen war die Arbeitgeberseite 
nicht erfreut. Doch so ist Gewerkschaft: Das Ziel sind 
Verhandlungen über bessere Löhne und Arbeitsbedin-
gungen. Wenn die Arbeitgeber sich sträuben, werden 
die organisierten Beschäftigten aktiv – für ihre eigenen 
Interessen. Das ist sicherlich für den einen oder ande-
ren Arbeitgeber neu, der vom so genannten »Dritten 
Weg« kommt.

Wenn Arbeitgeber sich sträuben: Diakonie-Beschäftigte aus Hessen bestehen auf Verhandlungen Foto: ver.di
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jeweiligen Arbeitsvertrag in Bezug genommen werden. 
Weichen die Arbeitgeber also im Arbeitsvertrag von 
den AVR zu Ungunsten der Beschäftigten ab, so ist das 
trotz des Nachteils zulässig. Gilt ein Tarifvertrag, ist ein 
Abweichen nicht zulässig und Ansprüche sind einklag-
bar.

Hinweis der Redaktion: Am 22. Oktober sind die  
Tarifverhandlungen gestartet, weitere Termine sind  
geplant.

Klare Ziele
Die ver.di-Tarifkommission ist gut vorbereitet und hält 
an ihren Forderungen fest. Dazu gehören die Beendi-
gung einseitiger Notlagenregelungen, die Abkehr von 
der 40-Stunden-Woche und Tariflöhne auf dem Niveau 
des öffentlichen Dienstes. Hinzu kommt, dass nur ein 
Tarifvertrag eine verbindliche Wirkung entfaltet und auf 
diese Weise für Sicherheit sorgt. Ansprüche aus den 
bisher gültigen Arbeitsvertragsrichtlinien (AVR) sind für 
Beschäftigte nämlich nur vorhanden, soweit sie auch im 

Solidarisch: »Die Tarifkommission Diakonie Württemberg grüßt Euch. Euer Kampf ist unser Kampf!«

Aktiv: Beschäftigte des Stiftsheim Kassel Engagiert: Beschäftigte der Inneren Mission Hessen
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Arbeitszeit in Kauf. Hinzu kommt, dass eine 
Zwangsschlichtung – die verbindlich und abschlie-
ßend über Arbeitsbedingungen zu entscheiden 
hat – sich schlicht mit Forderungen der Beschäf-
tigten erst gar nicht auseinandersetzt. Als würde 
das nicht reichen, zeigt eine Gliedkirche gegenü-
ber widerspenstigen Arbeitnehmervertreter*in-
nen, wer am längeren Hebel sitzt, wenn es um die 
Art und Weise der Mitarbeit in der Arbeitsrecht-
lichen Kommission geht. 

Die Beiträge auf den folgenden Seiten zeichnen 
ein nicht neues, sondern eher vertrautes Bild eines 
für Beschäftigte schadhaften kirchlichen Sonder-
wegs, Lohn- und Arbeitsbedingungen zu regeln. 
Es sind Belege dafür, wie die strukturelle Verhand-
lungsschwäche der Arbeitnehmerseite in den 
Kommissionen durch die Arbeitgeber ausgenutzt 
wird oder kirchliche Arbeitgeber teilweise prak-
tisch tun können, was sie wollen.

Die Kirchen feiern in diesem Jahr 100 Jahre kirch-
lichen Sonderstatus in der Weimarer Reichsverfas-
sung und 70 Jahre kirchliche Nebenrechtsordnung 
im Arbeitsrecht. Anhand von Entwicklungen in-
nerhalb des zurückliegenden Jahres wirft das  
Kirchen.info einen Blick darauf, wie wirksam der 
kirchenrechtliche Weg für Lohn- und Arbeitsbe-
dingungen in vier ausgewählten Bereichen war. 
Von diesen Regelungen sind mehr als 220.000 von 
insgesamt rund 500.000 diakonischen Beschäf-
tigten betroffen, auf die Arbeitsvertragsrichtlinien 
Anwendung finden sollen. Eines ist festzustellen: 
Arbeitgeber weichen von ihren eigenen kirch-
lichen Regeln ab, zahlen Löhne und regeln einzel-
vertraglich Arbeitsbedingungen, wie es ihnen ge-
fällt. Dort, wo in Arbeitsrechtlichen Kommissionen 
darüber verhandelt wird, nehmen Arbeitnehmer-
vertreter*innen die Spaltung von unteren und 
oberen Lohngruppen oder zwischen Beschäf-
tigtengruppen sowie die Flexibilisierung der  

Kirchlicher Sonderweg: 

Erfolgreich – für Arbeitgeber

Diakonie Deutschland: 

Lohnspaltung für Beschäftigte und  
mehr Flexibilität für Arbeitgeber

Im Juli 2019 hat die Arbeitsrechtliche Kommission der 
Diakonie Deutschland (ARK.DD) die Lohn- und Arbeits-
bedingungen in einigen Bereichen neu geregelt. Die 
neuen Arbeitsvertragsrichtlinien (AVR.DD) beinhalten 
Lohnsteigerungen, die Einführung einer dritten Erfah-
rungsstufe in der Entgelttabelle, differenzierte Anpas-
sungen der Schichtzulagen, die Erhöhung des An-
spruchs auf Erholungsurlaub und Änderungen beim Zu-
satzurlaub sowie zur Arbeitszeit. Wie sind die Entgelt-
steigerungen und die neuen Vertretungszuschläge zu 
bewerten?

Bemerkenswert unsolidarische Lohngestaltung
Die ARK.DD bleibt mit der Lohngestaltung ihrer Linie 
treu, einzelne Beschäftigtengruppen zu benachteiligen 
und die Beschäftigten gegeneinander auszuspielen. Be-
reits in den Jahren 2012 und 2017 sind Lohnerhö-
hungen in einigen Hilfefeldern jeweils erst Monate 
nach den Erhöhungen in anderen Bereichen in Kraft 
getreten – zum Beispiel in der Altenhilfe. 2019 wird 
diese Spaltungspolitik in die Einrichtungen selbst hinein 

getragen, indem die unteren gegenüber den oberen 
Entgeltgruppen schlechter gestellt werden. Im Einzel-
nen sollen die Löhne wie folgt erhöht werden: 

Zum 1.7.2019 Zum 1.7.2020

Entgeltgruppen 1 bis 6 plus 2,5 Prozent plus 2,2 Prozent

Entgeltgruppen 7 bis 13 plus 3,5 Prozent plus 3,2 Prozent
zzgl. 2,5 Prozent für 
langjährig Beschäftigte 
durch die Einführung 
einer dritten 
Erfahrungsstufe 

Damit benachteiligt die ARK.DD ausgerechnet diejeni-
gen, die ohnehin wenig verdienen. Das ist bemerkens-
wert unsolidarisch und steht in deutlichem Widerspruch 
zu den öffentlichen Verlautbarungen von Kirche und 
Diakonie gegen (Alters-)Armut. Was eine solche Un-
gleichbehandlung für das Betriebsklima bedeutet, kann 
man sich vorstellen. Hinzu kommt, dass diese Erhö-
hungen (wie auch andere Anpassungen) nicht überall 
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sofort wirksam werden. Für Brandenburg, Bremen, Me-
cklenburg-Vorpommern, Schleswig-Holstein, Nieder-
sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen gelten sie erst 
jeweils ab Oktober 2019 bzw. 2020. 

Auswirkungen – Beispiel Altenpflegehilfe
Durch die monatliche Lohnsteigerung von 2,5 Prozent 
2019 bekommt zum Beispiel eine Altenpflegehelferin 
752,16 Euro mehr im Jahr. Bekäme sie wie die oberen 
Entgeltgruppen ebenfalls 3,5 Prozent mehr Geld, wären 
es 1.053,04 Euro im Jahr – eine Differenz von 300,88 
Euro.* Und diese Summe bezieht sich lediglich auf das 
Tabellenentgelt. Hinzu kommen Zuschläge für Schicht- 
und Feiertagsarbeit, deren Höhe sich prozentual am 
Stundenentgelt bemisst. Die Folge: Die vorenthaltene 
Lohnerhöhung wirkt sich auf das tatsächliche Einkom-
men der Altenpflegehelferin noch spürbarer aus. 

Dass ausgerechnet ab der Entgeltgruppe 7 eine hö-
here lineare Steigerung beschlossen wurde, ist kein Zu-
fall, sondern durchschaubares Kalkül der Arbeitgeber in 
der ARK. Ab dieser Entgeltgruppe werden regelmäßig 
Fachkräfte eingruppiert, zum Beispiel examinierte 
Altenpfleger*innen oder Gesundheits- und 
Krankenpfleger*innen – Fachkräfte, die unabhängig 
von der Trägerart derzeit händeringend gesucht wer-
den. Hier versucht die ARK, den Anschluss an die Lohn-
entwicklung in den einschlägigen, von ver.di verhandel-
ten Tarifverträgen zu erhalten, wie dem Tarifvertrag für 
den öffentlichen Dienst (TVöD), dem Länder-Tarifver-
trag (TV-L) oder dem Tarifvertrag für die Diakonie Nie-
dersachsen (TV DN). 

ver.di meint es mit der Aufwertung der Gesund-
heits- und Sozialberufe ernst und hat in vielen Fällen 
zusätzlich zu linearen Entgeltsteigerungen Mindestbe-
träge oder Pflegezulagen vereinbart. Die ARK.DD hin-
gegen spaltet mit ihrer ungerechten Lohnpolitik die Be-
schäftigten, die Seite an Seite mit Patienten*innen, 
Bewohner*innen oder Klient*innen arbeiten. Und die 
Arbeitnehmerseite der ARK lässt es geschehen – das ist 
unsolidarisch. Auch die Beschäftigten in den Entgelt-
gruppen 1 bis 6 leisten wichtige und harte Arbeit. Sie 
haben ebenso Wertschätzung verdient wie ihre Kolle-
ginnen und Kollegen in den Gruppen 7 bis 13. Hier 
eine Differenzierung bei den Lohnsteigerungen vorzu-
nehmen, ist zutiefst ungerecht und vertieft die soziale 
Spaltung.

Noch drastischer werden die Auswirkungen durch 
die Einführung einer neuen dritten Erfahrungsstufe ab 
Juli 2020. Es ist nachvollziehbar, dass die ARK eine 
strukturelle Schwäche der AVR damit ausmerzen will, 
um die Lohnbedingungen attraktiv für Fachkräfte mit 
längerer Beschäftigungszeit zu halten. Es ist auch be-
grüßenswert, Kolleg*innen mit viel Erfahrung und 
Treue zum Betrieb im Entgeltsystem strukturell ein hö-
heres Einkommen zu ermöglichen. Das wäre jedoch für 
alle Entgeltgruppen angemessen, nicht ausschließlich 

für Fachkräfte. So wird die Lohnspreizung zwischen 
Hilfs- sowie Assistenzkräften und Fachkräften enorm 
verschärft. 

Hat das womöglich etwas damit zu tun, dass Hilfs-
kräfte an den Entscheidungen in der ARK nicht beteiligt 
sind? Es ist schon bemerkenswert, dass der Tarifab-
schluss für die Ärztinnen und Ärzte zwischen Marbur-
ger Bund und kommunalen Arbeitgebern zeit- und wir-
kungsgleich scheinbar ohne Weiteres übernommen 
werden soll. Klientelpolitik statt Solidarität und Wert-
schätzung für alle Beschäftigten.

*Grundlage der Berechnung: Altenpflegehelferin,  
EG 4, Basisstufe, Anlage 1, AVR.DD,  
Stand 01.07.2019 im Zeitraum Juli 2019 bis Juni 2020

Beschäftigte müssen Personalnot ausgleichen
Täglich springen Beschäftigte ein, obwohl sie frei hät-
ten. Die Dienstpläne scheinen oft eher Orientierung zu 
sein als eine verlässliche Planung – der Personalmangel 
ist allgegenwärtig. Die ARK.DD hat dies zum Anlass ge-
nommen, eine neue Regelung zu schaffen, die ab April 
2020 wirksam wird: den so genannten Vertretungszu-
schlag. Dahinter verbergen sich Zuschlagsregelungen, 
die drei Fälle vergüten, in denen Arbeitgeber den Be-
schäftigten gegen ein geringes Bruttoentgelt Gesund-
heit und Freizeit »abkaufen« können. In einem Fall (for-
mal) freiwillig, in zwei Fällen verpflichtend. 

Zuschlag 1 Zuschlag 2 Zuschlag 3

Regelung Beschäftigte halten sich bis zu zwei 
Stunden bereit, um am selben Tag 
gegebenenfalls den Dienst eines anderen 
zu übernehmen (Vertretungsbereitschaft); 
der Arbeitgeber kann bis zu drei Dienste 
pro Monat anordnen; Ausweitung im 
Einvernehmen mit Beschäftigtem oder per 
Dienstvereinbarung möglich 

Voraussetzungen: Anordnung vom 
Arbeitgeber liegt vor und der Ort ist 
genannt, wo sich der/die Beschäftigte 
bereitzuhalten hat

freiwillige und 
kurzfristige Übernahme 
von Diensten an Tagen, 
die im Dienstplan 
mit Frei geplant 
sind; auf Anfrage 
des Arbeitgebers; 
»kurzfristig« = 
wenn Anfrage des 
Arbeitgebers bis zu 
48 Stunden vor dem 
zu übernehmendem 
Dienst stattfindet

Vergütung 
(brutto)

30 Euro für die Zeit 
der Bereitschaft

45 Euro bei Abruf 60 Euro

Ab- 
weichungen

Per Dienstvereinbarung kann die Art der Durchführung näher 
geregelt werden; Abweichungen von Zuschlägen nur zugunsten der 
Beschäftigten

Die Arbeitgeberseite der ARK.DD behauptet, die Rege-
lung führe zu mehr Dienstplansicherheit. Das ist fast 
schon zynisch, ist die Grundlage doch eine Dienstver-
pflichtung zu einer Rufbereitschaft, die dem Arbeitge-
ber ein neues Maß an Flexibilität ermöglicht. Im Rund-
schreiben der ARK.DD heißt es, dass die Zuschlagsrege-
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lung dazu dient, »durchschnittliche Kranken- und Ur-
laubsquoten und andere Abwesenheiten operativ dis-
ponieren zu können«. Die Formulierung zeigt, wie 
selbstverständlich die unzureichende Personalbesetzung 
für die Mitglieder der ARK geworden zu sein scheint. 
Dass Beschäftigte auch einmal erkranken, dürfte jedem 
Arbeitgeber bekannt sein. Auch dass sie im Urlaub ab-
wesend sind, ist nicht neu. Weder das eine noch das 
andere ist überraschend, sondern vielmehr eine Frage 
der (langfristigen!) Stellenplanung und Personalpolitik 
durch den Arbeitgeber. Es ist dreist, die Verantwortung 
dafür zwangsweise auf die Beschäftigten zu verlagern. 
Die diakonischen Arbeitgeber schaffen sich mit der 
neuen Vertretungsregelung ein flexibles Standardpla-
nungsinstrument zur Abdeckung aller Dienste. Das 
kann für sie in der Summe finanziell günstiger sein, als 
neue Kolleginnen und Kollegen einzustellen. So verrin-
gert sich der Druck zu Neueinstellungen, der Mangel 
wird zementiert.

Die ARK.DD – so scheinbar auch die Arbeitnehmer-
seite darin – nimmt die personelle Mangelverwaltung in 
diakonischen Einrichtungen hin und findet als einzige 
Antwort darauf die Flexibilisierung der Arbeitszeit von 
tausenden Beschäftigten. Statt planbare Erholung und 
Freizeit, Zeit für die Familie und die Gesunderhaltung 
erhalten die Betroffenen Bruttobeträge, die weder 
ihrem Einsatz gerecht werden noch für die Arbeitgeber 
teuer genug sind, um darauf verzichten zu müssen. 
Diese sogenannte Vertretungsregelung dient einzig 
dem Arbeitgeber. 

Individuelle Arbeitszeitverlängerung
Der Beschluss der ARK.DD vom Juli 2019 sieht noch 
weitere Änderungen vor, zum Beispiel für die Zu-
schlagsregelungen und die Regelungen über Zusatzur-
laub für Nachtarbeit. Auf eine detaillierte Betrachtung 
wird an dieser Stelle verzichtet. Hervorzuheben ist je-
doch die Entwicklung zur Anpassung der Arbeitszeit 
von Ost an West. In zwei Schritten wird die wöchent-
liche Arbeitszeit im Osten von 40 Stunden auf 39,5 
Stunden 2020 und 39 Stunden 2021 reduziert. Ein 
scheinbar gutes Signal, doch handelt es sich um ein 
Placebo, denn im Osten werden nicht die AVR.DD, son-
dern gliedkirchliche AVR angewendet. Wie in den ein-
schlägigen Tarifverträgen wurde nun auch der An-
spruch auf Erholungsurlaub ab 2020 einheitlich für alle 
Beschäftigten 30 Tage nachvollzogen. Demgegenüber 
steht die Einführung einer sogenannten Wahlarbeits-
zeit, bei der Beschäftigte ab 2020 per Ergänzung zum 
Arbeitsvertrag ihre Arbeitszeit auf bis zu 42 Wochen-
stunden erhöhen können. Das Entgelt wird dement-
sprechend angepasst und zusätzlich wird ein pau-
schaler Zuschlag von 5,70 Euro je geleisteter Stunde ge-
zahlt. Das ist das Gegenteil dessen, was wir brauchen. 
Angesichts der zunehmenden Arbeitsbelastung und 
hoher Krankenstände, aber auch aus gesellschaftspoli-

tischer Sicht ist eine Verkürzung der Arbeitszeiten nötig 
– nicht deren Verlängerung. Entsprechend wird in ver.di 
derzeit darüber diskutiert, in welcher Form Arbeitszeit-
verkürzung in der nächsten Tarifrunde bei Bund und 
Kommunen zum Thema gemacht werden kann. Die 
ARK der Diakonie Deutschland läuft in die völlig falsche 
Richtung.

Zweifelhafte Wirksamkeit 
Die Diakonie sowie die Arbeitgeber unter ihrem Dach – 
allen voran der Verband diakonischer Dienstgeber 
Deutschlands (VdDD) – behaupten, dass die AVR.DD 
für rund 150.000 Beschäftigte gelten würden. Es muss 
leider offenbleiben, inwieweit die beschlossenen Rege-
lungen in Gänze für diese Anzahl Beschäftigter tatsäch-
lich wirken. Denn eine solche behauptete Flächenwir-
kung ist nicht belegbar. Denn Arbeitsvertragsrichtlinien 
– alle AVR, nicht ausschließlich die AVR.DD – gelten für 
Beschäftigte lediglich dann, wenn ihre Anwendung im 
einzelnen Arbeitsvertrag vereinbart wurde. Anders als 
Tarifverträge gelten AVR nicht unmittelbar und zwin-
gend. Es fehlt demnach eine echte kollektive Wirkung. 
Daher ist leider offen, ob wirklich alle rund 150.000 Be-
schäftigten zum Beispiel von den Entgeltsteigerungen 
in gleicher Höhe – oder überhaupt – profitieren, ob sie 
etwa künftig 30 Tage Erholungsurlaub beanspruchen 
oder erhöhte Schichtzuschläge geltend machen kön-
nen. Um das festzustellen, müsste jeder einzelne Ar-
beitsvertrag geprüft werden. Die Diakonie hört es nicht 
gern, doch es gibt sie: die Arbeitgeber, die auf Kosten 
der Beschäftigten von den AVR abweichen, wie es 
ihnen gefällt. Die aktuelle Rechtsprechung belegt dies. 
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Buko – Heinrich-Wimmer-Straße 4, 34131 Kassel

Kassel im Oktober 2019

Arbeitsrechtliche Kommission der Diakonie Deutschland (ARK.DD) spaltet die 
Belegschaft und beschließt hanebüchene Arbeitszeitregelung

Die ARK.DD hat beschlossen, dass die Entgelte der Beschäftigten steigen sollen. Allerdings 
nicht für alle gleich: Während in anderen Bereichen für die unteren Lohngruppen mehr 
gefordert und zum Teil vereinbart wird – wie es z. B. dem TVöD und dem TV DN mit Min-
destbeträgen gelungen ist –, erhalten Beschäftigte unterhalb der EG 7 in der AVR.DD eine 
um mindestens zwei Prozent geringere Lohnerhöhung. Kolleginnen und Kollegen im Osten, 
in Niedersachsen, Bremen und Schleswig-Holstein erhalten die Lohnsteigerung drei Monate 
später.

Das bedeutet, dass die Schere zwischen den unteren Lohngruppen und den Lohngruppen 
EG 7 bis EG 13 überproportional weiter geöffnet wird. Damit wollen die diakonischen Ar-
beitgeber sich im Wettbewerb um Fachkräfte Vorteile verschaffen, auf dem Rücken derer, 
die bisher schon wenig verdienen. Das war ein immerwährendes Anliegen der Arbeitgeber. 
Richtig wäre stattdessen, gemeinsam mit den anderen Verbänden an der dringend notwen-
digen Aufwertung der Sozial- und Pflegearbeit mitzuarbeiten. Dieser unsoziale Beschluss 
wird jetzt auch noch von der „Arbeitnehmerseite“ als Erfolg verkauft.

Die Vollversammlung der Bundeskonferenz verurteilt diesen Skandal auf das 
Schärfste!

Einschränkung der Freizeitplanung

Ab April 2020 soll es eine so genannte Vertretungspauschale geben. Das bedeutet:
Die Beschäftigten müssen sich bis zu zwei Stunden bereithalten, um ggf. die Arbeit aufzu-
nehmen. Die Dauer der Arbeit liegt aber nicht innerhalb dieser zwei Stunden, sondern kann 
irgendwann an diesem Tag beginnen. Diese Maßnahme darf dreimal pro Monat angeordnet 
werden. Diese Tage stehen für eine verlässliche Freizeitplanung nicht mehr zur Verfügung. 
Der finanzielle Ausgleich für den verlorenen Tag beträgt 30 EUR. Hier haben die Arbeitge-
ber ihr Ziel der weiteren Flexibilisierung der Arbeitszeit voll erreicht.

Geschäftsstelle: 
Heinrich-Wimmer-Straße 4
34131 Kassel
Tel.: 0561 9307-1993
Fax: 0561 9307-1994
email: kontakt@buko-diakonie.de

Arbeitsrechtliche Kommission der Diakonie  
Deutschland (ARK.DD) spaltet die Belegschaft und  
beschließt hanebüchene Arbeitszeitregelung

mehr zur Verfügung. Der finanzielle Ausgleich für den 
verlorenen Tag beträgt 30 Euro. Hier haben die Arbeit-
geber ihr Ziel der weiteren Flexibilisierung der Arbeits-
zeit voll erreicht. 

Dieser Beschluss ist dazu geeignet, die Gesundheit der 
Kolleginnen und Kollegen weiter zu beeinträchtigen, 
weil sie verpflichtet werden, dem Arbeitgeber noch 
mehr und unberechenbar zur Verfügung zu stehen. Die 
für die Regeneration erforderliche Disposition über die 
Freizeit wird unerträglich eingeschränkt. 

Die Bundeskonferenz befürchtet, dass diese Regelung 
dazu führen wird, dass betroffene Beschäftigte diako-
nische Einrichtungen verlassen werden und fordert alle 
Mitarbeitervertretungen auf, solchen Vertretungsbereit-
schaften nicht zuzustimmen! 

Es zeigt sich einmal mehr, dass das Modell des »Dritten 
Weges« nur den Arbeitgebern dient. In Tarifvertragver-
handlungen bestimmen die Arbeitnehmer*innen über 
die Tarifforderungen mit, werden über den jeweiligen 
Stand der Verhandlungen informiert und entscheiden 
über die Annahme des Verhandlungsergebnisses mit. 

In der ARK.DD hat die „Basis“, die Mitarbeiter und Mit-
arbeiterinnen, nichts zu melden, Informationen können 
sie sich nach den Verhandlungen auf der Internetseite 
holen. Die Bundeskonferenz fordert die Arbeitnehmer-
vertreter in der ARK.DD auf: 

Macht den Weg frei für faire Tarifvertrags- 
verhandlungen! 

Für die Sprechergruppe 

Siegfried Löhlau

Die ARK.DD hat beschlossen, dass die Entgelte der Be-
schäftigten steigen sollen. Allerdings nicht für alle 
gleich: Während in anderen Bereichen für die unteren 
Lohngruppen mehr gefordert und zum Teil vereinbart 
wird – wie es zum Beispiel dem TVöD und dem TV DN 
mit Mindestbeträgen gelungen ist –, erhalten Beschäf-
tigte unterhalb der EG 7 in der AVR.DD eine um min-
destens zwei Prozent geringere Lohnerhöhung. Kolle-
ginnen und Kollegen im Osten, in Niedersachsen,  
Bremen und Schleswig-Holstein erhalten die Lohnstei-
gerung drei Monate später. 

Das bedeutet, dass die Schere zwischen den unteren 
Lohngruppen und den Lohngruppen EG 7 bis EG 13 
überproportional weiter geöffnet wird. Damit wollen 
die diakonischen Arbeitgeber sich im Wettbewerb um 
Fachkräfte Vorteile verschaffen, auf dem Rücken derer, 
die bisher schon wenig verdienen. Das war ein immer-
währendes Anliegen der Arbeitgeber. Richtig wäre 
stattdessen, gemeinsam mit den anderen Verbänden 
an der dringend notwendigen Aufwertung der Sozial- 
und Pflegearbeit mitzuarbeiten. Dieser unsoziale Be-
schluss wird jetzt auch noch von der „Arbeitnehmersei-
te“ als Erfolg verkauft. 

Die Vollversammlung der Bundeskonferenz verur-
teilt diesen Skandal auf das Schärfste! 
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Dieser Beschluss, ist dazu geeignet, die Gesundheit der Kolleginnen und Kollegen weiter zu 
beeinträchtigen, weil sie verpflichtet werden, dem Arbeitgeber noch mehr und unberechen-
bar zur Verfügung zu stehen. Die für die Regeneration erforderliche Disposition über die 
Freizeit wird unerträglich eingeschränkt.

Die Bundeskonferenz befürchtet, dass diese Regelung dazu führen wird, dass betroffene 
Beschäftigte diakonische Einrichtungen verlassen werden und fordert alle Mitarbeitervertre-
tungen auf, solchen Vertretungsbereitschaften nicht zuzustimmen!

Es zeigt sich einmal mehr, dass das Modell des Dritten Weges nur den Arbeitgebern dient.
In Tarifvertragsverhandlungen bestimmen die Arbeitnehmer*innen über die Tarifforderun-
gen mit, werden über den jeweiligen Stand der Verhandlungen informiert und entscheiden 
über die Annahme des Verhandlungsergebnisses mit.

In der ARK.DD hat die „Basis“, die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, nichts zu melden, In-
formationen können sie sich nach den Verhandlungen auf der Internetseite holen.

Die Bundeskonferenz fordert die Arbeitnehmervertreter in der ARK.DD auf:

Macht den Weg frei für faire Tarifvertragsverhandlungen!

Für die Sprechergruppe

Siegfried Löhlau
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Wie rechtfertigt der Kropp-Vorstand diese Benachteili-
gung?

Es wird gesagt, man könne sich eine bessere Bezah-
lung nicht leisten. Denn dann würden die Eigenanteile 
der Bewohnerinnen und Bewohner steigen. Da die 
kommerziellen Anbieter in der Region noch schlechter 
entlohnen, könne Kropp im Wettbewerb nicht mehr 
mithalten.

Sind diese Argumente stichhaltig?
Ich meine, umgekehrt wird ein Schuh daraus: Schon 

jetzt können wir manchmal keine weiteren Bewohner 
aufnehmen, weil Pflegekräfte fehlen. Die niedrigen 
Löhne sind ein entscheidender Wettbewerbsnachteil. In 
Zukunft wird es immer mehr darauf ankommen, genü-
gend qualifizierte Arbeitskräfte zu gewinnen. Allein auf 
kurzfristige Einsparungen zu setzen, ist keine gute Stra-
tegie und gefährdet langfristig die Einrichtungen. Zumal 
es schon traurig ist, wenn sich diakonische Einrich-
tungen an der privaten Billigkonkurrenz orientieren 
statt sich für gute Standards einzusetzen. Das passt 
nicht mit dem zusammen, was die Kirche sonst so ver-
tritt.

Aber ist es nicht ein Problem, wenn die Eigenanteile 
durch Lohnerhöhungen steigen?

Doch, sicher. Und dieses muss politisch gelöst wer-
den – kurzfristig durch eine Deckelung der Eigenanteile, 
so dass nicht allein die pflegebedürftigen Menschen 
und ihre Angehörigen für die notwendigen Kostenstei-
gerungen aufkommen müssen. Es ist aber auch in 
ihrem Interesse, dass die Beschäftigten angemessen be-
zahlt werden. Denn gute Pflege ist nur mit anständigen 
Löhnen und guten Arbeitsbedingungen möglich. Übri-
gens haben wir mit der Auslastung im Moment über-
haupt kein Problem. Es gibt eher zu wenige Plätze in 
den Pflegeeinrichtungen, daher würden auch steigende 
Eigenbeiträge nicht sofort dazu führen, dass keiner 
mehr zu uns kommt.

Wie kommt es, dass Ihr die Forderung nach einem  
Tarifvertrag gerade jetzt angeht?

Ein Anlass war die Entscheidung des Kirchenge-
richtshofs vom September vergangenen Jahres. Dieses 
erklärte in Bezug auf das Altenhilfe-Zentrum Sankt 
Martin in Eckernförde, das ebenfalls zum Unterneh-
mensverbund gehört, der »Erste Weg« einseitiger 
Lohnfestsetzung sei mit dem kirchlichen Arbeitsrecht 
nicht vereinbar. Wir haben in der Gesamt-Mitarbeiter-

Annette Horns ist  
Vorsitzende der  
Mitarbeitervertretung 
und Sprecherin der  
ver.di-Betriebsgruppe  
in der St. Georg  
Diakonische Altenhilfe 
Dithmarschen gGmbH  
an der Westküste  
Schleswig-Holsteins.

Die ver.di-Aktiven im Unternehmensverbund Diakonie-
werk Kropp im Norden Schleswig-Holsteins haben eine 
Postkarten-Aktion gestartet, um den Vorstand zu Tarif-
verhandlungen mit der Gewerkschaft zu bewegen. Was 
sind die Hintergründe?

Wir wehren uns dagegen, dass die Löhne und Ar-
beitsbedingungen seit vielen Jahren einseitig vom Ar-
beitgeber festgelegt werden. Seit 2016 orientiert sich 
die Bezahlung zwar an den Entgelttabellen der Arbeits-
vertragsrichtlinien der Diakonie Deutschland (AVR-DD), 
aber das Grundgehalt wurde um 15 Prozent abgesenkt. 
Auch andere Regelungen gelten zum Teil nicht, zum 
Beispiel der Zusatzurlaub bei Nachtarbeit, Erholungsur-
laub oder Krankengeldzuschuss. Mit dieser Rosinenpi-
ckerei muss Schluss sein. Die Kolleginnen und Kollegen 
sehen nicht ein, warum sie für dieselbe Arbeit schlech-
ter bezahlt werden als andere.

Diakoniewerk Kropp in Schleswig-Holstein: 

»Allein mit guten Argumenten  
kommen wir nicht weiter«
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vertretung des Diakoniewerks Kropp daraufhin gemein-
sam mit unserem Rechtsanwalt Bernhard Baumann-Czi-
chon und ver.di überlegt, was wir tun können. Die 
Gründung eines Betriebsrats würde an den Gehältern 
nichts ändern. Deshalb haben wir gesagt: Wir brauchen 
Tarifverträge.

Wie wollt Ihr das erreichen?
Klar ist: Das schaffen wir nur, wenn sich die Kolle-

ginnen und Kollegen bewegen. Sie zu motivieren, ist 
aber sehr schwer. Viele meinen, wir als Mitarbeiterver-
tretung sollten die Probleme lösen. Das können wir 
aber nicht. Wir brauchen die Gewerkschaft, und die 
Leute sollten sich in ver.di organisieren. Denn allein mit 
guten Argumenten kommen wir beim Vorstand nicht 
weiter.

Und die Postkarten-Aktion dient dazu, die Beschäf-
tigten darauf anzusprechen?

Ganz genau. Wir wollen mit den Kolleginnen und 
Kollegen ins Gespräch kommen und aufzeigen, dass es 
auf sie selbst ankommt. Und wir wollen dem Vorstand 
mit möglichst vielen Postkarten klar machen, dass es so 
nicht weitergeht. Ganz bewusst haben wir uns an die 
Diakonie-Kampagne »UNERHÖRT!« angelehnt. Diese 
Kampagne soll »wachrütteln und zugleich aufzeigen, 
dass die Diakonie zuhört«. Wir wollen, dass die Diako-
nie auch ihren eigenen Beschäftigten zuhört.

Ist das Ziel eines Tarifvertrags realistisch?
Warum nicht? Selbst im Unternehmensverbund gibt 

es mit der Hesterberg & Stadtfeld gGmbH eine Einrich-
tung, in der der Kirchliche Tarifvertrag Diakonie (KTD) 
gilt. Dort sind rund 70 Prozent der Kolleginnen und 
Kollegen in ver.di organisiert. Nach der Übernahme hat 
sich das Diakoniewerk Kropp nicht getraut, aus dem 
Tarifvertrag auszusteigen. Das zeigt: Es geht – wenn 
sich die Beschäftigten zusammentun und Druck ma-
chen.

Was beim Unternehmensverbund Diakoniewerk Kropp 
passiert, ist kein Einzelfall. Laut einem Bericht des Lan-
desbischofs wenden 20 Prozent der diakonischen Ein-
richtungen im Norden weder kirchliche Arbeitsvertrags-
richtlinien noch Tarifverträge an. Die Arbeitsbedin-
gungen und die Bezahlung werden hier einseitig durch 
die Arbeitgeber bestimmt. Eine Konferenz von rund 150 
Mitarbeitervertreter*innen aus der Nordkirche und 
ihren Diakonischen Werken (Hamburg, Schleswig-Hol-
stein und Mecklenburg-Vorpommern) kritisierte diese 
Praxis am 8. Oktober 2019 in Rostock scharf. Man erwar-
te von den Verantwortlichen in Kirche und Diakonie 
»einen konstruktiven Dialog«. Dessen erstes Ziel müsse  
»die Abschaffung der rechtswidrigen einseitigen Ar-
beitsrechtsetzung durch den Arbeitgeber (`1. Weg´) in 

allen Einrichtungen, die diese noch anwenden«, sein. 
Der Vorstand der Diakonie Schleswig-Holstein, Heiko 
Naß, begegnete diesem Ansinnen sogleich mit unver-
hohlener Ignoranz: »Einrichtungen entscheiden sich nur 
dann für den Ersten Weg, wenn sie sich auf Grund wirt-
schaftlicher Rahmenbedingungen dazu gezwungen 
sehen«, ließ der Diakonie-Funktionär wissen. Ach so, die 
Einrichtungen kürzen die Gehälter »nur« wegen der 
Konkurrenzsituation – und setzen ihre Wettbewerber 
und deren Belegschaften damit wiederum selbst unter 
Druck. Deutlicher kann man die »Wünsch-dir-was-Men-
talität« mancher Diakonie-Manager wohl nicht auf den 
Punkt bringen. Entziehen können sich die Beschäftigten 
dieser Willkür nur, indem sie sich gewerkschaftlich orga-
nisieren und reguläre Tarifverhandlungen durchsetzen.

Diakonie Mitteldeutschland: 

Keine Entlastung, etwas Lohnerhöhung
Nachdem sich die Arbeitsrechtliche Kommission (ARK) 
der Diakonie in Mitteldeutschland nach mehr als einem 
Jahr nicht einigen konnte, hat im April die Zwangs-
schlichtung entschieden. Das Ergebnis bedeutet für die 
knapp 30.000 Beschäftigten etwas mehr Geld. Doch 
von der bundesweiten Entgeltentwicklung bleiben sie 
abgekoppelt. Und: Entlastung gibt es nicht. Die Anträge 
der Arbeitnehmerseite zur Verbesserung der Arbeitsbe-
dingungen wurden in der Schlichtung einfach ignoriert. 
Das belegt: Eine effektive Interessenvertretung der  
Beschäftigten auf dem kircheninternen so genannten 
»Dritten Weg« ist nicht möglich.

Mitteldeutschland bleibt abgehängt 
Für 2019 werden die Löhne und Gehälter erhöht. Klingt 
gut. Doch der Haken daran: Das galt erst ab dem 1. 
Juli, für die ersten sechs Monate dieses Jahres gab es 
überhaupt nichts. So bleibt in 2019 real nur die Hälfte 
des Erhöhungsbetrages. Die Angleichung der Wochen-
arbeitszeit auf 39 Stunden wurde ebenso abgelehnt 
wie die Einführung einer zweiten Erfahrungsstufe. 
Damit bleibt die Benachteiligung der Beschäftigten in 
Mitteldeutschland gegenüber ihren Kolleginnen und 
Kollegen in der Diakonie Deutschland auf Jahre hinaus 
bestehen.



16 Kirchen .info Nr. 34 · November 2019

»Antrag« der Arbeitnehmerseite Ergebnis 

Angleichung der Entgelte an die AVR DD ab 1. Januar 2019: im Durchschnitt 
liegt Mitteldeutschland zwischen 10 und 15 Prozent darunter.

Ab 1. Juli 2019 plus 5 Prozent
1. Januar 2020 plus 3 Prozent
1. Januar 2021 plus 2 Prozent

Einführung einer zweiten Erfahrungsstufe analog der AVR DD Arbeitgeber: »nicht verhandelbar«
Schlichtungsausschuss: weder Befassung noch Entscheidung

Arbeitszeitangleichung Ost an West von 40 auf 39 Stunden pro Woche bei 
vollem Lohnausgleich

Arbeitgeber: »nicht verhandelbar«
Schlichtungsausschuss: weder Befassung noch Entscheidung 

7 Entlastungstage für Beschäftigte ab dem 58. Lebensjahr Arbeitgeber: »nicht verhandelbar«
Schlichtungsausschuss: zurückverwiesen an die ARK

Einspringen aus dem Frei: ausschließlich auf freiwilliger Basis, Gutschrift 
der geleisteten Arbeitszeit in doppelter Höhe (mindestens die tägliche 
durchschnittliche Arbeitszeit), Ausgleich im nächsten Dienstplanturnus

40 Euro (brutto) bei Einspringen, auf freiwilliger Basis, keine Angabe zu 
Vorankündigungsfristen, keine Regelungen zum Freizeitausgleich

Erhöhung des Erholungsurlaubs für alle Beschäftigten auf 30 Tage pro Jahr Alle neu Eingestellten erhalten künftig 30 Tage (für alle anderen galten sie 
bereits ab dem fünften Beschäftigungsjahr)

Abschaffung sachgrundloser Befristungen Arbeitgeber: »nicht verhandelbar«
Schlichtungsausschuss: weder Befassung noch Entscheidung

Verlängerungsanspruch in Bezug auf die Arbeitszeit für Teilzeitbeschäftigte Arbeitgeber: »nicht verhandelbar«
Schlichtungsausschuss: weder Befassung noch Entscheidung

Uneingeschränkte Anwendung der AVR DW.EKM für alle Einrichtungen im 
Bereich des DW EKM

Arbeitgeber wären bereit gewesen
Schlichtungsausschuss: weder Befassung noch Entscheidung

Entlastung spielte keine Rolle
Die Arbeitnehmerseite in der Arbeitsrechtlichen Kom-
mission hat verschiedene Forderungen für eine drin-
gend nötige Entlastung aufgestellt. Das wurde im 
Schlichtungsausschuss nicht einmal behandelt. Laut An-
trag der Arbeitnehmerseite sollte das freiwillige Ein-
springen außerhalb des Dienstplans mit ebenso viel zu-
sätzlicher Freizeit honoriert werden. Stattdessen gibt es 
jetzt eine geringe Pauschale (brutto). Mit Entlastung 
und Gesundheitsschutz hat das nichts zu tun.

Prekäre Arbeit spielte keine Rolle
Mit der geforderten Abschaffung sachgrundloser Befri-
stungen befasste sich der Schlichtungsausschuss eben-

so wenig wie mit dem Anspruch von Teilzeitkräften auf 
Aufstockung ihrer Arbeitszeiten. Dabei soll der Schlich-
tungsausschuss eigentlich alle Fragen entscheiden, in 
denen die Vertreter*innen von Arbeitnehmern und Ar-
beitgebern in der Arbeitsrechtlichen Kommission uneins 
sind. Stattdessen hat er die Anliegen der Beschäftigten-
seite schlicht ignoriert.

Der Urlaubsanspruch von 30 Tagen im Jahr für alle 
wurde vom Schlichtungsausschuss beschlossen, wovon 
eine kleine Anzahl Beschäftigter profitiert. Zur verbind-
lichen Anwendung der Arbeitsvertragsrichtlinien in 
allen Einrichtungen der Diakonie Mitteldeutschland gibt 
es hingegen keine Regelung. Es bleibt dabei: Verbind-
lichkeit ist auf dem »Dritten Weg« nicht zu haben.

Diakonie Mitteldeutschland: 

Das Pippi-Langstrumpf-Syndrom

Pippi Langstrumpf singt: »Ich mach mir die Welt... wie 
sie mir gefällt«. Sie kann das auch singen und tun, 
denn sie hat die Macht. Sie ist finanziell unabhängig 
und gestaltet ihr Leben weitgehend selbst. Ähnlich 
scheint es im Kirchenamt der Evangelischen Kirche in 
Mitteldeutschland zu sein. Hier ändert man das Ar-
beitsrechtsregelungsgesetz stets, wie man es gerade 
braucht. Und so soll die Diakonie Mitteldeutschland 
nun das achte Arbeitsrechtsregelungsgesetz in 15 Jah-
ren erhalten, das die kirchliche Grundlage für die Rege-

lung der Arbeitsbedingungen knapp 30.000 Beschäf-
tigter in der Diakonie darstellt.

Grund der willkürlichen Änderungen
Die Arbeitnehmer*innen kritisieren seit Jahren, dass es 
im so genannten »Dritten Weg« kein Verhandlungs-
gleichgewicht gibt. Sie fordern deshalb die Abkehr 
davon und stattdessen den Abschluss von Tarifverträ-
gen. Im Kirchenamt, im Arbeitgeberverband und in der 
Diakonie stoßen sie mit ihren Forderungen aber auf 
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taube Ohren. Da die Gespräche zu nichts führen, müs-
sen die Arbeitnehmer*innen andere Mittel suchen. Sie 
nutzen immer wieder Lücken im Arbeitsrechtsrege-
lungsgesetz, um ihre Position zu stärken. 

Die Landeskirche ändert daraufhin das Kirchenge-
setz und die Suche nach Regelungslücken beginnt für 
die Beschäftigten erneut. Das alles scheint aber auch 
für die Landeskirche sehr mühselig und so fördert man 
seit einiger Zeit den Aufbau eines arbeitgeberfreundlich 
gesinnten »Verbandes kirchlicher Mitarbeiter«. Dieser 
Verband erhielt, gemeinsam von Kirche und Diakonie, 
eine »Anschubfinanzierung«. Er soll Teile der Arbeits-
rechtlichen Kommission besetzen – und so den Wider-
stand der Arbeitnehmerseite brechen.

Festigung der Arbeitgebermacht
Egal wie oft die Landeskirche die Gesetze ändert, die 
Arbeitnehmerseite wird immer Lücken finden. Jeder 
Gedanke an eine in den Sonntagsreden heraufbe-
schworene »Dienstgemeinschaft« endet, wenn die 
Macht der Arbeitgeber in Frage gestellt wird. Eine Ge-
meinschaft setzt gemeinsame, akzeptierte Regeln vo-
raus. Hier werden Regeln von einer Seite gegen die an-
dere Seite vorgegeben. Die von der Magdeburger Sy-
node der Evangelischen Kirche Deutschland 2011 gefor-
derte Stärkung der Mitarbeiterseite wird gezielt verhin-
dert.

Die Arbeitgeber werden am so genannten »Dritten 
Weg« und ihrer Macht festhalten und mit Unterstüt-
zung durch die Landeskirche jede Verhandlung mit den 
Arbeitnehmer*innen auf Augenhöhe vermeiden. Und 
sie können dies tun, solange die Arbeitnehmer*innen 
keine ausreichende organisierte Macht entwickeln.

Manfred Quentel

Diakonisches »Konsensprinzip«

Der Entwurf des ARRG-DW.EKM (Fassung vom 02.04.2019) sieht 
unter anderem vor:

	 Ist die ARK bei ihrer Sitzung nicht beschlussfähig (anwesend 
mindestens sieben von zehn Mitgliedern), muss zu einer weiteren 
Sitzung mit der gleichen Tagesordnung eingeladen werden, bin-
nen einer Frist von höchstens drei Wochen.

	 Ist die ARK erneut nicht beschlussfähig, muss zu einer weiteren 
Sitzung eingeladen werden, binnen einer Frist von drei Wochen.

	 Die Beschlussfähigkeit ist bei der dritten Sitzung gegeben, wenn 
mindestens die Hälfte der ARK-Mitglieder anwesend ist. Ein 
Antrag gilt als angenommen, wenn er mindestens vier Stimmen 
erhält. Nicht anwesende ARK-Mitglieder könnten die Zwangssch-
lichtung anrufen. 

	 Bei der Zwangsschlichtung wäre neu, dass einzelne Anträge an 
die ARK zurückverwiesen werden könnten, statt sie abschließend 
zu entscheiden, wie es kirchengesetzlich vorgesehen ist. 

Es ist offensichtlich: Die Beschäftigten müssen aus Sicht der Diako-
nie Mitteldeutschland dabei sein. Die Betonung liegt auf »müssen«. 
Sind sie es trotzdem nicht, soll zwanghaft das Verfahren nach dem 
vorliegenden Entwurf beschleunigt werden und auch ganz ohne 
Beschäftigte laufen können. Es zeigt: Von kirchlicher Seite wird den 
Beschäftigten erlaubt, mitzumachen. Mit Augenhöhe hat das nichts 
zu tun. Wollen sie nicht, entscheiden die Arbeitgeber eben allein. 
Dafür reicht dann sogar eine Minderheit der eigentlichen ARK-Mit-
glieder aus. Sollte dieser Regelungsentwurf verabschiedet werden, 
führt die Diakonie Mitteldeutschland eindrucksvoll abschließend vor, 
wie absurd der so genannte »Dritte Weg« ist. Dann sollte sie aber 
auch so konsequent sein, sich das Theater einer ARK zu sparen und 
zu sagen, wie es real ist: Die Arbeitgeber diktieren die Bedingungen 
und die 30.000 Beschäftigten spielen keine Rolle.

Erklärung der Mitarbeitervertreterinnen und Mitarbeitervertreter anlässlich der 
zweiten Wahlversammlung nach ARRG am 20. August 2019 in Halle

»Wir haben heute die Wahl der sogenannten »Dienstnehmervertreter« der Arbeitsrechtlichen Kommission 
der Diakonie Mitteldeutschland verhindert, weil der »Dritte Weg« nicht geeignet ist, auch die Interessen 
der Mitarbeitenden angemessen zu vertreten.

Gegen den Willen der Arbeitnehmer werden von der Landeskirche Regeln aufgestellt, nach denen die 
»Verhandlungen« ablaufen sollen. Verhandlungen auf Augenhöhe sehen anders aus.

Wir verlangen ein Ende des »Dritten Weges« und die Aufnahme von Tarifverhandlungen in der Diakonie 
Mitteldeutschland.

Die Arbeitnehmer in der Diakonie fordern wir auf, sich aktiv für Tarifverträge einzusetzen.«
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Nebenrechtsordnung inklusive ihrer Darstellung in einer 
Chronik. Anhand ausgewählter Begriffe zeigen wir 
zudem auf, wie verklärend und irreführend die diesbe-
züglichen Kirchengesetze sind. Die Streitschriften sollen 
auf Widersprüchliches und offene Fragen hinweisen, 
zuspitzen und zur Diskussion anregen.

ver.di-Streitschrift 

Tarifverträge in kirchlichen  
Betrieben

Zu Beginn des 20. Jahrhunderts gab es in Deutschland 
etwa 25 Millionen Erwerbstätige und keine Tarifverträ-
ge. Streiks waren ein Straftatbestand. Die Arbeit nie-
derzulegen, um bessere Arbeitsbedingungen durchzu-
setzen, galt bis 1919 als Nötigung.

Noch heute gibt es einen großen und wachsenden 
Bereich der Arbeitsgesellschaft in Deutschland, in 
denen die Arbeitgeber beanspruchen, dass Streiks ihrer 
Beschäftigten verboten sein sollen. Das sind die Kirchen 
und ihre Wohlfahrtsverbände Diakonie und Caritas. 
Hier herrsche, so die Akteure auf kirchlicher Seite, nicht 

Zur Würdigung von 100 Jahren Mitbestimmung und 
Tarifverträgen in Deutschland hat der ver.di-Fachbereich 
Gesundheit, Soziale Dienste, Wohlfahrt und Kirchen in 
diesem Jahr mehrere Streitschriften veröffentlicht. Eine 
Schrift hat den Schwerpunkt Mitbestimmung in kirch-
lichen Betrieben. Sie befasst sich mit dem Interessenge-
gensatz und dem Versuch der Kirchen, durch die so ge-
nannte Dienstgemeinschaft Beschäftigte und Gewerk-
schaft zu spalten. Sie enthält auch eine Chronik der 
kirchlichen Mitbestimmung und beleuchtet die schwä-
cheren Rechte der Mitarbeitervertretung (MAV) im Ver-
gleich zum Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG). Eine 
weitere Streitschrift verknüpft die historischen Erfah-
rungen mit aktuellen Herausforderungen – auch und 
gerade in Bezug auf kirchliche Betriebe, denn Tarifver-
träge sind auch in kirchlichen Betrieben ein normales 
Mittel, um Lohn- und Arbeitsbedingungen zu regeln. 
Im Fokus der Streitschriften steht die Rolle der Beschäf-
tigten als Entscheider*innen. Sie können ihre Arbeitsbe-
dingungen maßgeblich mitbestimmen – wenn sie sich 
zusammenschließen, sich gewerkschaftlich organisie-
ren. Hinzu kommt ein kritischer Blick auf die nunmehr 
70 Jahre durch die Kirchen etablierte arbeitsrechtliche 

ver.di-Streitschriften: 

Zu Mitbestimmung und Tarifverträgen  
in kirchlichen Betrieben

So
2

100

Tarifverträge in kirchlichen Betrieben

   Streitschrift
   zum kirchlichen Sonderweg im Arbeitsrecht

100 Jahre Mitbestimmung 
und Tarifverträge

Mitbestimmung
in kirchlichen Betrieben

   Streitschrift
   zum kirchlichen Sonderweg im Arbeitsrecht

100 Jahre Mitbestimmung 
und Tarifverträge
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ver.di-Streitschrift 

Mitbestimmung in kirchlichen 
Betrieben

Die Streitschrift hat diesen Titel sehr wohl verdient. 
Meine Erfahrung im Bereich der Diakonie sagt mir, dass 
die in der Schrift aufgestellten Thesen bei den Kirchen 
Widerspruch hervorrufen werden. 

Die Abhandlung arbeitet gut heraus, wie es zu den 
kircheneigenen Mitbestimmungsregeln gekommen ist, 
dass sie weit hinter staatlichen Regeln zurückbleiben 
und dass die Kirchen seit fast 70 Jahren wortbrüchig 
sind in Bezug auf die Qualität ihrer Regeln.

Weiterhin wird anschaulich, wie die Kirchen vor 
allem durch den Begriff der »Dienstgemeinschaft« ver-
suchen, gewerkschaftliche Organisation in ihren Betrie-
ben zu verhindern. 

Die Streitschrift verdeutlicht, dass die Kirchen das 
ihnen vom Staat zuerkannte Recht, ihre eigenen Ange-
legenheiten selbständig zu ordnen und zu verwalten, 
überdehnen, ohne von der Rechtsprechung ausrei-
chend in die Schranken gewiesen zu werden.

Zwar gibt es zwei kleine Fehler in Bezug auf die Bil-
dung von Gesamt-Mitarbeitervertretungen in Konzern-
strukturen und den Zeitpunkt der Einführung des evan-
gelischen Mitarbeitervertretungsgesetzes. Doch ändert 
das nichts daran, dass das Thema Mitbestimmung in 
kirchlichen Einrichtungen mit dieser Schrift auf 30 Sei-
ten aus gewerkschaftlicher Sicht nachvollziehbar, gut 
strukturiert und eloquent dargeboten wird. So können 
und sollten möglichst viele Menschen – denn es geht 
hier um ein gesamtgesellschaftliches Thema – diese 
Schrift lesen.

Lothar Germer ist 
Lehrer, Vorsitzender 
der Mitarbeiterver-
tretung der Evange-
lischen Jugendhilfe 
Friedenshort GmbH, 
ehemaliger Vorsit-
zender der Arbeits-
gemeinschaft der 
Mitarbeitervertre-
tungen Niedersach-

sen und Mitglied der Sprechergruppe der Bun-
deskonferenz der Arbeitsgemeinschaften und 
Gesamtausschüsse.

Hinweis der Redaktion: Auf Grund der hohen Nachfra-
ge ist die erste Auflage der Streitschrift bereits vergrif-
fen, eine zweite, aktualisierte Auflage befindet sich im 
Druck.

der Gegensatz der Interessen, sondern das kirchliche 
Selbstbestimmungsrecht, die Dienstgemeinschaft, der 
Dritte Weg und der Grundsatz Konsens statt Konfron-
tation. 

Viele meinen, das sei kirchengemäß. Einwände wer-
den allenfalls so formuliert, dass eine Lücke bestehe 
zwischen Anspruch und Wirklichkeit. Auf die Festigkeit 
solcher Anschauungen gründet seit mehr als 50 Jahren 
eine Nebenrechtsordnung, die weit über 1,3 Millionen 
Menschen erfasst.

Und bei genau diesen Vorstellungen setzt der vom 
zuständigen ver.di-Fachbereich jetzt vorgelegte Text an. 
Er behandelt zuerst die Themen: Was ist ein Tarifver-
trag? Wie kommt er zustande? Welche Rolle spielen die 
Beschäftigten bei der Aushandlung? Was ist ein Vertei-
lungskonflikt und welche Bedeutung haben darin 
Machtfragen?

Es wird herausgearbeitet, dass ein Arbeitskampf für 
bessere Arbeitsbedingungen auf einen Konsens zwi-
schen den Konfliktparteien abzielt und für diesen 
Zweck geführt wird. Es wird gezeigt, wie bei  
Tarifverträgen die  
organisierten Beschäftigten die Entscheider*innen sind. 
Erläutert wird, wie sich eine Lohnforderung aus den 
Komponenten Inflationsrate, Produktivitätssteigerung 
und Umverteilung zusammensetzt und für die Erwerbs-
arbeit, die mit der Gesundheit, Pflege und Betreuung 
von Menschen zu tun hat, genau so gilt.

Der zweite Teil der Broschüre ist die eigentliche 
Streitschrift. Sie fordert sprachliche Klarheit und die 
Auflösung der kirchlich gesetzten Begriffe. Die Positi-
onen lauten: »Es gibt kein kirchliches Selbstbestim-
mungsrecht«. Die »Dienstgemeinschaft« ist ein bela-
stetes Konstrukt. Es gibt keinen »Dritten Weg«. An die 
Stelle von »Konsens« tritt in Arbeitsrechtlichen Kom-
missionen bei Nichteinigung der Zwang. Die Argu-
mente werden systematisch entwickelt, historisch-chro-
nologisch unterfüttert und mit konkreten Beispielen 
veranschaulicht. 

Die Schrift bietet auf 60 Seiten Grundlegendes für 
Alle, die über die Zusammenhänge neu nachdenken 
und diskutieren wollen. Sie richtet sich in erster Linie an 
die Beschäftigten in den kirchlichen Einrichtungen. Ver-
breitet werden sollte sie weit darüber hinaus.

Dr. Hermann Lührs,
Sozialwissen-
schaftler, forscht 
und publiziert zu 
den Arbeitgeber-
Arbeitnehmer-Be-
ziehungen in den 
Kirchen, Diakonie 
und Caritas.
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kraft ist aber enorm hoch und um die zu wenigen 
Fachkräfte beginnt langsam aber stetig ein starker 
Wettbewerb.

Noch schlimmere Lohndumper aus dem privaten 
Sektor tummeln sich seit Jahren in einem Paradies aus 
schlecht organisierten Kolleg*innen – hier zeigt sich, 
wie wichtig ein allgemeinverbindlicher Tarifvertrag 
wäre. Und gerade beim Thema Tarifvertrag kommt die 
unrühmliche Rolle der ARK zum Tragen: Ihre Abschlüs-
se haben nach Urteil der höchsten deutschen Arbeits-
gerichte eben nicht die Qualität von Tarifverträgen und 
taugen daher auch nicht für eine branchenweite Min-
destgrenze der Lohn- und Arbeitsbedingungen. Trotz 
ihres sozialen Profils ist die Diakonie nicht nur an der 
Wegbereitung und Erhaltung dieser Lage maßgeblich 
beteiligt, sie ist auch im Wettbewerb um die Fachkräfte 
schlecht aufgestellt.

Der mutmaßliche »harte Kampf« in der ARK er-
scheint vor diesem Hintergrund eher als laues Sommer-
theater, in dem der Abschluss ungefähr dem zu ent-
sprechen scheint, was die Arbeitgeberseite von Anfang 
an zu geben bereit war. In Anbetracht der Gesamtsitu-
ation ist das einfach viel zu wenig. Die ARK ist Teil des 
Problems, aber nicht der Lösung.

»Denn sie wissen nicht, was sie tun«

1. Entgelterhöhungen
Die Entgelte werden bis zum 31.03.2021 stufenweise 
um insgesamt 6,4 Prozent erhöht.
ab dem 01.10.2019	 um 1,2 Prozent
ab dem 01.04.2020	 um 3,2 Prozent
ab dem 01.10.2020	 um 2,0 Prozent
Leider nicht betroffen sind die Mitarbeitenden der Al-
tenpflege. Für sie erhöhen sich die Entgelte bis zum 
31.03.2021 stufenweise nur um insgesamt 5,2 Prozent.
zum 01.10.2019		  Steigerung entfällt
ab dem 01.04.2020	 um 3,2 Prozent
ab dem 01.10.2020	 um 2,0 Prozent

Entgegen aller bundesweiten politischen Bestrebungen, 
eine Aufwertung und Entlastung der Pflege zu errei-
chen, wie etwa mit der konzertierten Aktion Pflege 
durch drei Bundesministerien, koppelt die ARK.DH die 
Altenpflege von Lohnerhöhungen ab. Es entsteht er-
neut ein Graben zwischen Krankenpflege und Alten-
pflege. Dagegen erhöhen sich die Entgelte der Alten-
pflege im Bereich der Diakonie Hessen in Hessen und 
Nassau analog zur Krankenpflege. Insbesondere mit 

Die Zusammenführung der Arbeitsrechtsrege-
lungen aus Kurhessen Waldeck und Hessen und 
Nassau wurde im Herbst 2018 vollmundig als zen-
trale Aufgabe der Arbeitsrechtlichen Kommission 
der Diakonie Hessen (ARK.DH) angekündigt. Die 
Beschlüsse der vergangenen zwölf Monate vertie-
fen und zementieren allerdings die Unterschiede 
für die 41.000 Beschäftigten immer mehr. Die ein-
zige »Angleichung« ist die Schlechterstellung der 
Altenhilfe nun auch in Kurhessen Waldeck – ein 
unsagbar skandalöser Vorgang, der komplett die 
gesellschaftlichen Gegebenheiten im Pflegebe-
reich ausblendet. Es folgen zwei Berichte zu den 
Abschlüssen der ARK.DH vom Sommer 2019 aus 
Hessen und Nassau und Kurhessen-Waldeck.

Was lange währt, wird endlich gut? 

Die ARK.DH hat am 18. Juli 2019 eine Erhöhung der 
Entgelttabellen der Arbeitsvertragsrichtlinien (AVR) in 
Hessen und Nassau beschlossen. Spät, wenn man das 
Auslaufdatum der letzten Erhöhungsbeschlüsse be-
trachtet – die alten Tabellen liefen bis Ende März 2019. 
Und jetzt »plötzlich« 6,5 Prozent mehr in zwei Stufen 
für zwei Jahre. Überraschend, wenn man die wenigen 
Informationen, die aus der ARK herausdrangen, be-
trachtet. Zwar gab es mehr als bei den vergangenen Er-
höhungen, aber es bleiben Fragen:

	 Hat sich da etwa ein dramatischer Kampf um unsere 
Gehälter abgespielt, den man von außen lediglich 
wegen der Schweigeverpflichtung der ARK-Mit-
glieder nicht mitbekommen konnte?

	 Waren die 6,5 Prozent wirklich »das Ende der Fah-
nenstange« oder hätten das die Arbeitgeber auch 
ohne große »Verhandlungen« bereitgestellt?

Wirft man einen Blick auf die Gesamtsituation, in der 
sich der soziale Bereich momentan befindet, muss man 
beides wohl eher verneinen. Die Sonderstellung, die 
der staatliche Gesetzgeber den Kirchen bei der »Ord-
nung und Verwaltung ihrer Angelegenheiten« (Art. 140 
Grundgesetz) einräumt, hat in den vergangenen Jahr-
zehnten nicht zu einem Marktvorteil für diakonische 
Einrichtungen durch faire Löhne und gute (menschliche) 
Arbeitsbedingungen geführt. Im sozialen Bereich 
herrscht Fachkräftemangel. Lohnungerechtigkeit, 
schlechte Arbeitsbedingungen plus die mit den Jobs 
einhergehende Verantwortung und Belastung machen 
diesen Bereich eher unattraktiv. Der Bedarf an Arbeits-

Diakonie Hessen: 

Lohnunterschiede im Hinterzimmer  
weiter zementiert



21Kirchen .info Nr. 34 · November 2019

Auszubildende haben Rechte in ihrer Ausbildung. Diese 
Rechte zu schützen und für eine gute Ausbildung zu 
streiten, ist die Aufgabe von Interessenvertretungen im 
Betrieb. Jugendliche und Auszubildende können als be-
sondere Interessensgruppe sogar eine eigene Interes-
senvertretung wählen. Die Jugend- und Auszubilden-
denvertretung, kurz JAV, ist im Mitarbeitervertretungs-
gesetz (MVG) geregelt und kann gemeinsam mit der 
MAV die Mitbestimmung für die Auszubildenden si-
cherstellen. Auszubildende starten meist gerade ihr Be-
rufsleben und wissen noch gar nicht, dass sie solche 

4. AVR-Tage (bis 31.12.2020)
Die Mitarbeitenden werden im zweiten Halbjahr 2019 
und in den beiden Kalenderhalbjahren 2020 jeweils für 
einen Arbeitstag unter Zahlung der Urlaubsvergütung 
von der Arbeit freigestellt.
Grundsätze zum Vollzug der AVR-Tage können durch 
Dienstvereinbarung nach § 36 MVG.EKD festgelegt 
werden. Und da sind sie wieder: Ältere Mitarbeitende 
können sich unter anderen Begriffen (zum Beispiel 
Haushaltstag, Rolltag) noch an Altregelungen erinnern. 
Hiermit soll wohl die verspätete Lohnerhöhung kom-
pensiert werden. Andere Themen zur Entlastung in den 
sozialen Bereichen spielen keine Rolle.
Insbesondere für die unteren Lohngruppen (bis EG 7) 
ist der Abschluss deutlich schlechter, als die Lohnab-
schlüsse, die ver.di unter anderem im öffentlichen 
Dienst erzielt hat. Die Tendenz der vergangenen Jahre 
setzt sich also leider fort. Das einzig Positive neben der 
Anhebung des Kindergeldzuschlags ist, dass im Gegen-
satz zu Hessen-Nassau die Eigenbeteiligung bei der Zu-
satzversorgung (vorerst) noch einmal abgewendet wer-
den konnte.

5. Neuentwicklung der Arbeitsvertragsrichtlinien
Die ARK.DH beabsichtigt, die Neuentwicklung der Ar-
beitsvertragsrichtlinien für die Diakonie Hessen (AVR.
DH) bis zum 1. Januar 2020 abzuschließen. Es bleibt 
abzuwarten, was im nächsten Jahr daraus wird, wenn 
für die Diakonie Hessen eine »neue AVR-DH« durch die 
ARK.DH erarbeitet werden soll. Viele Regelungen in 
den beiden Arbeitsvertragsrichtlinien in Hessen und 
Nassau sowie in Kurhessen Waldeck sind nicht de-
ckungsgleich. 

Alfred Grimm, Christopher Flohr, Klaus Pflüger

Blick auf die Abschlüsse im öffentlichen Dienst und die 
Bemühungen, die Pflege aufzuwerten, ist dies unbe-
greiflich. 

Erstklassige Mitarbeitende  
werden zweit- & drittklassig bezahlt

Die zum Teil in den Pflegesatzverhandlungen für 2019 
erzielten und von den Kostenträgern zugesagten Ent-
gelterhöhungen (circa 2 Prozent) können und werden 
so nicht an die Beschäftigten weitergereicht. Wieder 
einmal ein klares Zeichen dafür, dass der »Dritte Weg« 
gescheitert ist.

2. Entgelterhöhung für Auszubildende  
(nach Anlage 10a Abschnitt II & III AVR.KW)
Die Entgelte werden bis zum 31.03.2021 zweimal um 
60 Euro erhöht.
ab dem 01.04.2019	 um 60 Euro (rückwirkend)
ab dem 01.04.2020	 um 60 Euro
Erfreulich ist die Anhebung als Sockelbetrag auf alle 
Ausbildungsjahrgänge.
Weiterhin wurden die Weichen für die Ausbildungsver-
gütung für die vereinheitlichte dreijährige Pflegeausbil-
dung (ab 01.01.2020) gestellt. Auszubildende erhalten 
dann:
Im ersten Ausbildungsjahr		  1.200 Euro
Im zweiten Ausbildungsjahr		 1.300 Euro
Im dritten Ausbildungsjahr		  1.400 Euro

3. Kinderzuschlag (nach §19a AVR.KW)
Der Kinderzuschlag wird von 90,57 Euro auf 130 Euro 
(zum 01.04.2019 rückwirkend) angehoben.
Eine überraschende Entwicklung, insbesondere, weil 
dieser Lohnbestandteil (für Kindergeldempfänger) seit 
fast zehn Jahren nicht angepasst wurde. Eine schöne 
Aufwertung der Beschäftigten mit Kindern.

JAV-Wahlen unterstützen: 

Mitbestimmung in der Ausbildung stärken

Möglichkeiten haben. Dafür braucht es unter Umstän-
den Anschubhilfe von der MAV, um zu informieren, zu 
ermutigen und zu unterstützen. 

Sinn und Zweck einer JAV
Eine JAV ist das Sprachrohr der Jugendlichen und Aus-
zubildenden gegenüber der MAV. Sie ist berechtigt, die 
Interessen und Anregungen der Auszubildenden anzu-
nehmen und zu vertreten. Das erleichtert es für die 
Auszubildenden und Jugendlichen, die Ausbildungsbe-
dingungen aktiv zu beeinflussen, ohne sich allein auf 
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Kontrollorgan – gegenüber dem Arbeitgeber
Gerade in Sozial- und Gesundheitsberufen und solchen, 
die die Versorgung vieler Menschen sicherstellen, ist es 
wichtig, dass über die Einhaltung von Gesetzen auch 
zum Schutz der Auszubildenden gewacht wird. So kon-
trolliert die JAV gemeinsam mit der MAV, dass zum Bei-
spiel Jugendarbeitsschutzgesetz und Arbeitszeitgesetze 
durch den Arbeitgeber eingehalten werden. Die JAV 
wacht außerdem gemeinsam mit der MAV über die 
Einhaltung von Ausbildungs- und Arbeitsverträgen und 
von weiteren Regelungen zu Lohn- und Arbeitsbedin-
gungen, wie etwa Tarifverträgen. 

Voraussetzungen für eine JAV 
Im Wesentlichen gibt es zwei Voraussetzungen für die 
Gründung einer Jugend- und Auszubildendenvertre-
tung: eine Anzahl von mindestens fünf Auszubildenden 
oder jugendlichen Arbeitnehmer*innen unter 18 Jahren 
und das Bestehen einer MAV. Um zu wissen, wer alles 
zu den Auszubildenden oder jungen Arbeitnehmer*in-
nen zählt, ist es wichtig zu beachten, ob sie jeweils 
einen Ausbildungsvertrag mit dem Betrieb oder Ausbil-
dungsträger abgeschlossen haben.

»Ich will nicht nur einen Einblick bekommen,  
sondern die Dinge verstehen und sie positiv  
verändern. Auch deshalb habe ich mich zur Wahl 
der Jugend- und Auszubildendenvertretung  
aufstellen lassen. Mir macht der viele Kontakt  
mit den Auszubildenden und den Studierenden 
großen Spaß und es ist toll, als JAV dafür zu  
sorgen, dass sie eine Stimme in der Einrichtung 
haben. Wir konnten innerhalb eines Jahres  
erreichen, dass Auszubildende, Studierende und 
Praktikanten kein Essensgeld mehr zahlen müssen 
und Neuanfänger zu Beginn eine Schulung im 
Umgang mit aggressiven Jugendlichen erhalten.«

Jamie Speidel, 21, 
Studierende der 
Sozialen Arbeit und 
Vorsitzende der Ju-
gend- und Auszubil-
dendenvertretung, 
Jugendhilfe Korntal

weiter Flur zu fühlen. JAVen sind für alle Jugendlichen 
und Auszubildenden ein Vorteil, denn sie können sich 
über sie aktiv einbringen und mitbestimmen.

Wobei kann die JAV unterstützen?
JAVen nehmen sich vieler Probleme an, vor allem in 
Bezug auf die Ausbildung. Sie sorgen aber auch dafür, 
dass für jugendliche Auszubildende Jugend- und Ar-
beitsschutzbestimmungen eingehalten werden, wie 
etwa die Einhaltung von Arbeits- und Pausenzeiten. Die 
Aufgabenbereiche der JAV erstrecken sich darüber hi-
naus auf die Mitbestimmung von Ausbildungs- und Ein-
satzplänen oder die Ausbildungsqualität.

Gemeinsam für eine gute Ausbildung
Eine JAV kann dafür sorgen, dass die Ausbildungsquali-
tät für alle gesteigert wird. Interessenvertretungen im 
Betrieb können sich beispielsweise einmischen, wenn es 
um die Qualifikation derjenigen geht, die mit der Aus-
bildung beauftragt sind. Auch zu Umfang und Gestal-
tung von praktischen Anleitungen können gemeinsam 
mit dem Arbeitgeber Regelungen abgeschlossen wer-
den, die die praktische Ausbildung verbessern. 

»Viele der Auszubildenden sind von sich aus auf 
mich zugekommen und haben berichtet, dass sich 
dringend etwas an der Ausbildungssituation in 
der Praxis verbessern muss. Eine Jugend- und 
Auszubildendenvertretung setzt sich genau dafür 
ein, deshalb habe ich mich zur Wahl gestellt. Ich 
will meine Arbeit gut machen, mit qualifizierten 
Kolleginnen und Kollegen an meiner Seite, denn 
immerhin arbeiten wir mit alten Menschen.  
Dafür ist eine gute Ausbildung die wichtigste 
Grundlage.«

Monika Hindli, 31,  
Altenpflegerin und 
JAV-Mitglied im 
Evangelischen  
Diakonieverein  
Sindelfingen e.V.
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5. Engagement wird geschützt 
Die JAV ist per Gesetz mit vielen Rechten ausgestattet, 
um sich für die Interessen der Kolleg*innen einbringen 
zu können. Das gefällt Arbeitgebern nicht immer und 
muss es auch gar nicht. Deshalb sind aber Mitglieder 
ab dem Zeitpunkt ihrer JAV-Kandidatur gesetzlich be-
sonders geschützt.

Schritte zur JAV

1. Kontakt zur Mitarbeitervertretung 
Die erste Anlaufstelle für Interessierte ist die MAV. Sie 
kann helfen zu prüfen, ob die Voraussetzungen für die 
Gründung einer JAV vorhanden sind und wie viele 
wahlberechtigte Auszubildende und Jugendliche es im 
Betrieb gibt. Außerdem beschließt die MAV die Zusam-
mensetzung des Wahlvorstandes, der gebildet werden 
muss. Er legt die für die Wahl wichtigen Daten und  
Fristen fest und kommuniziert mit dem Arbeitgeber  
bis zum Abschluss der Wahl. Dies ist formal erforder-
lich. Zu beachten ist dabei, dass im Wahlvorstand nur 
aktiv sein kann, wer sich selbst nicht zur Wahl stellen 
möchte.

2. Schlau machen
Der Wahlvorstand hat ein Recht darauf, sich für das Or-
ganisieren der Wahl schulen zu lassen. Denn es muss 
rechtlich alles einwandfrei ablaufen – das können die 
Wenigsten einfach so. Wer im Betrieb wählen darf, was 
das aktive und passive Wahlrecht ist und was es mit 
einer konstituierenden Sitzung auf sich hat, ist alles in 
(meist kurzen) Wahlvorstandsschulungen zu erfahren. 
Sie sind eine wichtige Grundlage. Danach kann eigent-
lich nichts mehr schiefgehen. Die Teilnahme an den 
Schulungen muss der Arbeitgeber zahlen. Es entstehen 
keine Fehlzeiten in der Ausbildung, denn dafür muss 
freigestellt werden. 

3. Aktive Kolleg*innen finden
Es gibt zwei wichtige Voraussetzungen für die Wahl: 
Zum einen gibt es formale Anforderungen, die rechtlich 
alles absichern und dem MVG entsprechen müssen. 
Dafür ist der Wahlvorstand verantwortlich. Zum ande-
ren gibt es aber auch eine aktivierende Voraussetzung: 
Denn es braucht natürlich engagierte Menschen, die 
mit den Jugendlichen, Auszubildenden und jungen  
Beschäftigten sprechen und für die Wahl mobilisieren. 
Das ist von hoher Bedeutung. Manche trauen sich 
nicht, sich für eine Wahl aufzustellen, obwohl sie dafür 
sehr gut geeignet wären. Es lohnt sich, aktiv Kolleg*in-
nen zu ermutigen, denen man ein solches Amt zutraut. 
Das ist ein großer Vertrauenszuspruch, der zurück- 
haltende Kolleg*innen zu einer Kandidatur bewegen 
kann.

4. Durchstarten!
Am Tag der Wahl gilt es: Möglichst viele Stimmen der 
Auszubildenden einsammeln und auszählen. Wenn die 
JAV gewählt worden ist, kann es losgehen! Als näch-
stes folgt notwendigerweise die Qualifizierung für die 
JAV-Arbeit in Grundlagenseminaren, um sich gut zu or-
ganisieren und damit die Arbeit für die Interessen der 
Kolleg*innen in Ausbildung erfolgreich wird.

Gemeinsam mit ver.di

Die Kolleg*innen der ver.di kennen sich mit den recht-
lichen Voraussetzungen und der Organisation von JAV-
Wahlen gut aus. Sie stehen beratend zur Seite und un-
terstützen auch über die JAV-Wahl hinaus. Sie informie-
ren oder beraten zu Ausbildungsfragen und Rechten 
der Auszubildenden. 

Viele Kolleg*innen aus JAVen organisieren sich auch 
in ver.di, um sich zu treffen und sich über ihre Erfah-
rungen und Probleme auszutauschen und sich mit Rat 
und Tat gegenseitig zu unterstützen. So entstehen 
Netzwerke, die der eigenen Interessenvertretung helfen 
können.

ver.di ist auch eine starke Bildungspartnerin, wenn 
es um Grundlagenschulungen für die JAV und MAV 
geht. Dabei gilt das Motto: Handlungsorientiert für die 
betriebliche Realität stärken. Die Teamenden haben 
meist selbst praktische Erfahrungen in einer Interessen-
vertretung gesammelt und sind methodisch zudem sehr 
gut ausgebildet, um die wichtigen Gesetze mit viel Plan, 
Spaß und Erfolg zu bearbeiten. Solche arbeitsrecht-
lichen Seminare werden von JAV und MAV beschlossen 
und durch den Arbeitgeber gezahlt. 

Unser Kontakt für mehr Informationen  
zu JAV-Wahlen und Ausbildungsthemen:
Diana Sgolik
Gewerkschaftssekretärin 
ver.di-Bundesverwaltung
diana.sgolik@verdi.de 
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Torsten Rathje ist Vorsit-
zender der Mitarbeiter-
vertretung am Agaplesi-
on-Diakonieklinikum 
Rotenburg und Vorsitzen-
der der neu gewählten 
Gesamtmitarbeitervertre-
tung im Dienststellen-
verbund (»Konzern-
MAV«) bei Agaplesion.

Erstmals haben sich die  
Mitarbeitervertretungen  
im größten diakonischen 
Konzern zu einer konzern-
weiten MAV zusammen- 
geschlossen. Warum habt 
Ihr diesen Schritt gemacht?

Wir haben bemerkt, 
dass der Konzern den Häusern in den vergangenen Jah-
ren vieles übergestülpt hat und die Mitarbeitervertre-
tungen dabei meist zu spät eingebunden wurden. Da 
wurden auf Konzernebene bereits Fakten geschaffen 
und wir konnten kaum noch Einfluss ausüben und mit-

Konzern-MAV bei Agaplesion gegründet: 

»Wir wollen mitgestalten«

gestalten. Dass die örtlichen Mitarbeitervertretungen 
spät informiert wurden, hat Weiterentwicklungen 
zudem vielfach verzögert. Deshalb haben wir gesagt: 
Wir müssen auch auf dieser Ebene Mitbestimmungs-
strukturen schaffen, damit wir von Anfang an mit im 
Boot sind.

Welche Themen werden auf Konzernebene vorange-
trieben?

Da ist zum Beispiel die Digitalisierungsstrategie – 
von der Einführung der digitalen Patientendokumenta-
tion und der digitalen Personalakte bis hin zu digitali-
sierten Fortbildungsinstrumenten. Dabei stellt sich 
natürlich die Frage: Wo bleiben die Beschäftigten? Sind 
ihre Daten geschützt? Wie wird damit umgegangen, 
wenn Bewegungs- und Tätigkeitsprofile erstellt werden 
können? Dass hier Mitbestimmungsrechte tangiert sind, 
hatte Agaplesion überhaupt nicht bedacht. Jede einzel-
ne MAV musste sich vor Ort in dem Versuch aufreiben, 
diese Dinge zu regeln. Das schluckt Ressourcen ohne 
Ende. Wir meinen: Man muss nicht jedes Rad in jeder 
Einrichtung neu erfinden. Unser Vorteil war, dass wir 
uns über ver.di sehr gut vernetzt hatten. Daher wussten 
wir voneinander, was wo läuft, und konnten gemein-
same Strategien absprechen. Mit der Konzern-MAV 
haben wir das auf eine strukturiertere Ebene gehoben 

Motiviert: Die neue konzernweite Interessenvertretung der Agaplesion gAG                             Fotos: ver.di
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oft nicht genug Ressourcen haben, um ihre Rechte in 
allen Fragen wahrnehmen zu können.

Welche Rechte und Ressourcen hat denn die Konzern-
MAV bei Agaplesion? Ist das mit Konzernbetriebsräten 
nach Betriebsverfassungsgesetz vergleichbar?

Nein, mit dem Betriebsverfassungsgesetz sind die 
Spielräume, die uns das Mitarbeitervertretungsgesetz 
der Evangelischen Kirche zugesteht, nicht vergleichbar. 
Über Ausstattung, Ressourcen und auch Freistellungen 
muss erst noch mit dem Agaplesion-Vorstand verhan-
delt werden. Die Sitzungen der Konzern-MAV sollen 
zunächst alle zwei Monate stattfinden und zwei Tage 
dauern.

Was sind die Schwerpunkte, mit denen sich die Kon-
zern-MAV beschäftigen wird?

Ein Schwerpunkt wird weiterhin die Digitalisierung 
sein. Uns ist zudem das betriebliche Gesundheitsma-
nagement wichtig, das im Konzern derzeit so gut wie 
nicht stattfindet. Bei der Fort- und Weiterbildung sehen 
wir ebenfalls Regelungsbedarf, auch in Zusammenhang 
mit der Digitalisierung.

Wie siehst Du die Zusammenarbeit mit ver.di?
Fest steht: Ohne ver.di wären wir gar nicht so weit 

gekommen. Wir hatten vor einigen Jahren schon ein-
mal versucht, eine konzernweite Mitbestimmung zu 
etablieren. Damit waren wir Anfang 2015 gescheitert. 
Da waren wir womöglich auch etwas zu ambitioniert. 
Wir wollten die Mitbestimmungsstrukturen per Tarifver-

– damit solche Prozesse von Anfang an begleitet wer-
den können und man sich nicht vor Ort in kleinteiligen 
Auseinandersetzungen aufreibt.

Wenn solche Vorhaben auf Konzernebene entwickelt 
werden, ist es für die einzelne MAV wahrscheinlich 
auch schwer, daran überhaupt noch etwas zu ändern, 
oder nicht?

Ganz genau. Die Geschäftsführungen sagen dann 
immer: Das hat der Konzern so vorgegeben, da können 
wir nichts machen. Aber damit will man sich als Mitar-
beitervertretung natürlich nicht zufrieden geben. Wir 
wollen schließlich mitgestalten.

Wie viele Mitarbeitervertretungen sind an der Konzern-
MAV beteiligt?

Von den 33 Gremien im Konzern waren 26 bei der 
konstituierenden Sitzung vertreten. Das ist ein sehr 
guter Start.

Welchen Einfluss haben die einzelnen Mitarbeitervertre-
tungen in der Konzern-MAV? 

Alle Mitarbeitervertretungen haben das gleiche 
Stimmrecht – unabhängig davon, wie viele Beschäftigte 
sie vertreten. Das bedeutet, dass auch kleine Gremien 
nicht übergangen werden können. Die großen MAVen 
sind im Verhältnis eher unterrepräsentiert. Dennoch 
haben sich die großen Gremien, so wie wir auch, dafür 
entschieden, das zu machen. Wir sind davon über-
zeugt, dass alle von dieser Zusammenarbeit profitieren. 
Das gilt besonders für die kleinen Gremien, die sonst 

Kirsten Brahms, Schriftführerin,  
Agaplesion Markus Krankenhaus 
Frankfurt/Main

Cirsten Kruse, stellv. Vorsitzende, 
Agaplesion Diakonie-Klinikum  
Hamburg

Karsten Stille,  
stellv. Vorsitzender, Agaplesion  
Bethanien Diakonie Berlin
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Wie wird die Zusammenarbeit mit den GmbH-Betriebs-
räten laufen, die in der Konzern-MAV ja nun nicht ver-
treten sind?

Es gibt mehrere GmbHs für Catering, Reinigung 
und andere Aufgaben – das ist leider sehr zersplittert. 
Zumindest die Catering GmbH hat aber einen Gesamt-
betriebsrat. Ich hoffe, dass wir im Zuge unserer Etablie-
rung als Konzern-MAV die Kontakte zu diesen Kolle-
ginnen und Kollegen intensivieren können. Denn viele 
Themen betreffen alle Beschäftigten bei Agaplesion.

Interview: Daniel Behruzi

Leitfaden für Mitarbeitervertretungen – 
mit aktuellem MVG.EKD

Dieser Leitfaden ist eine orientierende Einstiegshilfe in 
die Arbeit der Mitarbeitervertretungen (MAV) in Evan-
gelischer Kirche und Diakonie. Gerade für neu gewähl-
te Kolleg*innen sind rechtliche Vorschriften anfangs oft 
schwer zu verstehen und anzuwenden. »Wie soll das 
mit den vielen Paragrafen gehen«, lautet häufig die 
Frage zu Beginn einer Amtszeit. Der Leitfaden erläutert 
die wesentlichen rechtlichen Grundlagen der MAV-Ar-
beit, wie sie das Mitarbeitervertretungsgesetz der Evan-
gelischen Kirche Deutschlands (MVG.EKD) vorsieht. Das 
betrifft zum Beispiel die Geschäftsführung der MAV, 
ihre Aufgaben und Rechte, Beschlussfassungen, Mitar-
beiterversammlungen, Freistellungen, Fortbildungen, 
Kostenübernahme, Mitbestimmungsrechte, Einigungs-
stelle, Kirchengerichtsverfahren und vieles mehr. Der 
Leitfaden kann kostenlos bei den ver.di-
Ansprechpartner*innen vor Ort bestellt werden.

Muster für die praktische Arbeit
Im Anhang befinden sich zudem einige Muster als Ar-
beitshilfen für die praktische MAV-Arbeit. Dazu zählen 
etwa Vorlagen für Einladungen, Geschäftsordnung, 
Niederschrift der MAV-Sitzung oder die Beschlussfas-
sung zur Hinzuziehung von Sachverständigen oder 
Rechtsbeistand. Es ist wichtig, stets das Gesetz zur 
Hand zu haben, mit dem die MAV ihre Mitbestim-
mungsrechte ausübt. Deshalb befindet sich im Anhang 
des Leitfadens auch die aktuelle Fassung des MVG.EKD. 
Darin findet sich auch eine differenzierte Version des  
§ 36a zur Einigungsstelle: Sowohl in der Fassung bis 
31.12.2019 als auch in der Fassung ab 01.01.2020 mit 
den Regelungen zur verbindlichen Einigungsstelle.

  

Gesundheit, Soziale Dienste,
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Leitfaden für 
Mitarbeitervertretungen

in der Evangelischen Kirche 
und der Diakonie

Mit aktuellem Gesetzestext MVG.EKD

trag regeln und auch die Betriebsräte der ausgeglie-
derten GmbHs einbeziehen. Das hat der Konzernvor-
stand damals nicht mitgemacht. Daraufhin haben wir 
ab 2015 über ver.di ein Netzwerk der Mitarbeitervertre-
tungen aufgebaut. Das war ganz wichtig – auch, damit 
sich ein Vertrauensverhältnis zwischen den örtlichen 
MAVen entwickeln konnte. Wir haben dem Konzern 
gezeigt, dass wir zusammen agieren und uns abspre-
chen. Das hat beim Vorstand die Einsicht befördert, 
dass eine formale Struktur sinnvoll ist. Die Unterstüt-
zung von ver.di war dafür entscheidend.
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Wer hätte es gedacht? Die Evangelische Kirche hat für 
ihre gewählten Mitarbeitervertretungen (MAV) das Eini-
gungsstellenverfahren kirchenrechtlich im § 36a im Mit-
arbeitervertretungsgesetz der Evangelischen Kirche 
Deutschlands (MVG.EKD) verbindlich festgelegt. Damit 
ist an dieser Stelle eine in etwa vergleichbare Regelung 
wie im weltlichen Betriebsverfassungsgesetz vorgenom-
men worden. Eines kann nicht oft genug betont wer-
den: Ohne jahrelange Aktivitäten der MAVen mit ihren 
Zusammenschlüssen und ver.di wäre dieser Durchbruch 
für eine wirksamere Mitbestimmung in kirchlichen Be-
trieben nicht gelungen. Einmal mehr zeigt sich, dass es 
sich lohnt, gemeinsam das dicke Brett des kirchlichen 
Arbeitsrechts zu bohren.

Für die Umsetzung fit machen
Wie immer hat die Synode der EKD nicht gänzlich die 
Regelungen des Betriebsverfassungsgesetzes übernom-
men. Einige Rechtsfragen sind deshalb noch offen, die 
durch die MAVen in der Praxis – und bei offensiver Um-
setzung – durch Kirchengerichte zu klären sein werden. 
Unterstützend können dabei die Regelungen zur Eini-
gungsstelle nach § 76 Betriebsverfassungsgesetz und 
einschlägige Rechtsprechung wirken. Unbedingt zu 
empfehlen ist die Hinzuziehung eines Rechtsbeistandes. 
Auch Seminarangebote für eine systematische Einfüh-
rung ins Thema und als Grundlage für eine erfolgreiche 
Umsetzung sollten genutzt werden. ver.di Bildung und 
Beratung bietet zum Beispiel ab 2020 eine Reihe von 
Seminaren zum Thema Einigungsstellenverfahren nach 
MVG.EKD an – was ist zu beachten, um erfolgreiche 
MAV-Arbeit mit diesem neuen Mitbestimmungsinstru-
ment umzusetzen. 

Termine für Seminare:
22.-24. Januar 2020, Brannenburg
27.-29. April 2020, Gladenbach
08.-10. Juni 2020, Mosbach
21.-23. Oktober 2020, Gladenbach
Die Anmeldeunterlagen sind erhältlich unter verdi-
bub.de oder bei mario.gembus@verdi.de. 

Nachhaltige Regelungen schaffen 
Eine Einigungsstelle ist für Regelungsstreitigkeiten in so-
zialen und organisatorischen Angelegenheiten nach § 
40 MVG.EKD zwingend zu bilden, wenn die MAV oder 
der Arbeitgeber dies beantragen. Die Bildung einer Eini-
gungsstelle setzt das Scheitern von Verhandlungen im 
Betrieb voraus. Diese kann, wenn dort keine Einigung 
erzielt wurde, eigenständig entscheiden. Rechtliche 
Streitigkeiten, wie die Frage, ob ein Sachverhalt der 

Verbindliche Einigungsstelle nach MVG.EKD: 

Ab 2020 am Start 

Mitbestimmung unterliegt, sind weiterhin vor den Kir-
chengerichten zu klären. Was genau fällt unter den Be-
griff »Regelungsstreitigkeiten«? Ein Blick in die Vor-
schriften des § 40 MVG.EKD beantwortet das: Insbe-
sondere betrifft dies den Arbeits- und Gesundheits-
schutz, die Arbeitszeit- oder Dienstplangestaltung 
sowie das große Thema Digitalisierung der (kirchlichen) 
Arbeitswelt. Hier haben die MAVen Mitbestimmungs-
möglichkeiten und künftig auch die Möglichkeit, ohne 
einen unter Umständen langwierigen Gang vor das Kir-
chengericht bereits auf betrieblicher Ebene Regelungen 
zu schaffen. Je nach Gegenstand, der zu regeln ist, 
wird das zum Beispiel in eine Dienstvereinbarung mün-
den können. Im Mittelpunkt können dabei Regelungen 
zur Aufstellung oder Änderung von Schicht- und 
Dienstplänen stehen. Eine verlässliche Planung mit 
vorab geregelten Pausen, kein Holen aus dem Frei, Ein-
schränkung von Über- und Mehrstunden könnten Kern-
bestandteile solcher Regelungen sein. 

Aktiv gestalten 
Die neuen rechtlichen Möglichkeiten in kirchlichen Be-
trieben laden geradezu ein, MAV-Arbeit neu und offen-
siver zu denken. Durch die Einführung der verbindlichen 
Einigungsstelle sind die Handlungsmöglichkeiten der 
MAV erweitert worden. Eigene Vorstellungen der MAV 
und der Beschäftigten können dem Arbeitgeber durch 
das Initiativrecht nach § 47 MVG.EKD vorgeschlagen 
werden. Das allein ist nicht neu. Doch neu ist, dass 
auch in diesen Fällen die Einigungsstelle angerufen wer-
den kann, wenn zuvor keine Einigung zwischen Arbeit-
geber und MAV erreicht werden konnte. Die Einigungs-
stelle kann auch hier abschließend entscheiden, obwohl 
dies bislang nicht ausdrücklich im MVG.EKD so formu-
liert ist. Diese Rechtsauffassung wird jedoch von ein-
schlägigen Juristen vertreten (siehe hierzu Dr. Helmut 
Nause, Vorsitzender Richter am Kirchengerichtshof der 
EKD und Präsident des Landesarbeitsgerichts Hamburg 
in der Zeitschrift ZMV 4/2019). Auch die Digitalisierung 
ist für viele Interessenvertretungen eine große Heraus-
forderung, da die nötige Regelungstiefe oft sehr kom-
plex und schwer durchschaubar ist. Hinzu kommt, dass 
erste Pflege- und Assistenzroboter eingeführt werden 
und auch digitale Dokumentation, Patient*innen- sowie 
Personalakten sind mittlerweile keine Seltenheit mehr. 
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daten des oder der Versendenden unter dem Text der 
Mail steht. So wissen die Empfänger*innen stets, wer 
die Mail geschrieben hat. Auch Anhänge bis zu einer 
Größe von bis zu 2 MB können versendet werden. 

An-/Abmeldung
Das geht schnell und unkompliziert: Wer im Forum mit-
mischen möchte, schreibt eine kurze Mail an die Kolle-
gin sabrina.stein@verdi.de. Danach erfolgt die Aufnah-
me in die Mailingliste und es kann losgelegt werden. 
Zu beachten ist lediglich, dass ausschließlich mit jenen 
Mailadressen an das Forum geschrieben werden oder 
von ihm Mails empfangen werden können, die auch 
angemeldet worden sind. Beispiel: Wenn die Funktions-
adresse einer Mitarbeitervertretung eingetragen wird, 
können ausschließlich mit ihr Mails des Forums empfan-
gen und an das Forum versendet werden. Möchte je-
mand aber mit seiner persönlichen MAV-Adresse die 
Informationen und Mails des Forums erhalten oder 
dorthin versenden, geht das nur, wenn auch diese per-
sönliche Mail-Adresse angemeldet wurde. Für eine Ab-
meldung vom Forum reicht eine Mail an die oben ge-
nannte Adresse.

Seit April können sich Mitarbeitervertretungen (MAV) 
unkompliziert überregional mit anderen vernetzen, von 
den Erfahrungen anderer profitieren und eigenes Wis-
sen einbringen. ver.di bietet dafür das Forum »MAV-ak-
tiv« an und lädt herzlich zur regen Beteiligung ein. Hier 
ist es möglich, Informationen mit anderen Mitarbeiter-
vertretungen und weiteren Funktionsträger*innen aus 
dem evangelischen und katholischen Bereich zu teilen 
und auch konkrete Fragen zu stellen. Der Verteiler der 
Forumsmitglieder wird von ver.di laufend aktualisiert 
und umfasst bereits weit mehr als hundert persönliche 
sowie Funktionsadressen von Mitarbeitervertretungen. 
Der Vorteil ist: Alle Teilnehmer*innen erreichen mit 
ihren Informationen stets alle Mitglieder des Forums, 
ohne einen eigenen Verteiler pflegen zu müssen.

Und so geht‘s
Es gibt Informationen, die eine Mitarbeitervertretung 
mit anderen Mitarbeitervertretungen teilen möchte 
oder sie hat eine Frage an andere Mitarbeitervertre-
tungen? Dann einfach eine Mail an diese Adresse 
schreiben: mav-aktiv-intern@lists.verdi.de. Hilfreich ist 
es, wenn stets eine Email-Signatur mit den Kontakt-

Weitere Informationen bei Gabriele Hetkamp, hetkamp@hs.verdi-bub.de oder Telefon 069 25 78 24 26 
und unter verdi-bub.de/geso

Datum Ort Titel

20.-24.01.20 Naumburg (Hessen) JAV-Praxis: Mitbestimmung bei Ausbildungen im Gesundheitswesen

22.-24.01.20 Brannenburg NEU: Das Einigungsstellenverfahren nach Mitarbeitervertretungsgesetz

02.-05.02.20 Berlin-Wannsee Gewerkschaftspolitisches Seminar für AWO-Betriebsräte

10.-12.02.20 Brannenburg Entlastung durch Mitbestimmung (Teil 1)

10.-12.02.20 Gladenbach Das neue Pflegeberufegesetz (PflBG)

19.-21.02.20 Berlin-Wannsee Personalmindeststandards in der Psychiatrie

24.-26.02.20 Berlin-Wannsee Gewalt gegen Beschäftigte in psychiatrischen Einrichtungen

24.-26.02.20 Walsrode Grundlagen des Arbeits- und Gesundheitsschutzes

09.-11.03.20 Berlin (Mitte) Gefährdungen erkennen – Gefährdungen beseitigen

16.-18.03.20 Saalfeld Die Ausbildung zur Nofallsanitäterin/ zum Notfallsanitäter

16.-18.03.20 Bielefeld-Sennestadt Wirksam mitbestimmen bei der Dienstplangestaltung (Teil 1)

19.-20.03.20 Frankfurt am Main Ausfallkonzepte und verlässliche Arbeitszeiten in Krankenhäusern,  
Reha-Kliniken und Pflegeeinrichtungen

25.-27.03.20 Berlin-Wannsee Das neue Pflegeberufegesetz (PflBG)

15.-17.04.20 Walsrode JAV-Praxis Kirche: Einführung in die Arbeit der Jugend- und  
Auszubildendenvertretung

27.-29.04.20 Gladenbach NEU: Das Einigungsstellenverfahren nach Mitarbeitervertretungsgesetz

Neues Vernetzungsforum: »MAV-aktiv«

Seminarangebote  
für Mitarbeitervertretungen 
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gung. Sie alle unterstützen das persönliche Gespräch, 
ersetzen es aber nicht. Das Angebot reicht je nach An-
lass von allgemeinen Informationen über ver.di (zu Fra-
gen wie: Was ist ver.di? Was macht sie? Wo liegen die 
Vorteile einer Mitgliedschaft?) bis hin zu fachspezi-
fischen Informationen (etwa für einzelne Berufsgrup-
pen, gewerkschaftliche Forderungen gegenüber der 
Politik in einzelnen Hilfefeldern oder Arbeitshilfen für 
Mitarbeitervertretungen). Alle Materialien sind kosten-
los über die Kolleg*innen im ver.di-Bezirk erhältlich. 
Nach Eingabe der Postleitzahl ist hier der nächste  
ver.di-Kontakt ersichtlich: gesundheit-soziales.verdi.de/
service/ver-di-vor-ort  

#verdi #online
Immer mehr Kolleginnen und Kollegen nutzen soziale 
Medien und Online-Plattformen, um sich zu informie-
ren. Deshalb bietet ver.di auch hier viele Möglichkeiten, 
sich über die Gewerkschaft allgemein und ihre fach-
liche Arbeit schlau zu machen – bis hin zur Möglichkeit, 
in ver.di einzutreten. Facebook-Nutzerinnen und -Nut-
zer können ver.di abonnieren oder auf Twitter folgen. 
Folgende Links geben einen knappen Überblick und 
sollen zur Nutzung und Weitergabe einladen:
mitgliedwerden.verdi.de 
verdi.de/service/mitgliederleistungen
verdi-mitgliederservice.de
gesundheit-soziales.verdi.de
gesundheit-soziales.verdi.de/themen/kirchen-und- 
arbeitsrecht

Auch Ihr habt eine Frage an ver.di?  
Wir freuen uns über Zuschriften:  
gesundheit-soziales@verdi.de

»Bis vor wenigen Monaten wusste ich noch nicht, dass 
ver.di sich auch für Mitarbeiter in der Kirche stark 
macht. Ich bin immer davon ausgegangen, dass Ge-
werkschaften in kirchlichen Einrichtungen keinen Ein-
fluss haben. So jedenfalls die Aussage meines alten 
Chefs. Wie schaffen wir es als MAV und Mitarbeitende, 
mehr Mitglieder für ver.di zu begeistern? Ich denke, es 
ist sehr wichtig zu zeigen, dass die Gewerkschaften 
auch für uns da sind und auch durch Werbematerial 
kommt man leichter zu diesem Thema ins Gespräch.«

Es gibt nach wie vor kirchliche Einrichtungen, in denen 
die Auffassung vertreten wird, ver.di sei als Gewerk-
schaft nicht zuständig und Beschäftigte dürften kein 
Mitglied werden. Richtig ist hingegen: ver.di ist die Ge-
werkschaft im Gesundheits- und Sozialwesen, demzu-
folge auch für alle kirchlichen Einrichtungen. Es ist toll, 
dass immer mehr Kolleginnen und Kollegen das nicht 
nur wissen, sondern auch aktiv dazu beitragen wollen, 
ver.di als ihre gewerkschaftliche Interessenvertretung 
weiterzuverbreiten. ver.di bietet als Selbsthilfeorganisa-
tion die Möglichkeit, Arbeitsbedingungen gemeinsam 
zu verbessern und kollektiven Schutz. Nur durch aktive 
Gewerkschafterinnen und Gewerkschafter, die mit 
ihren Kolleginnen und Kollegen darüber sprechen, wird 
langfristig etwas an der alten Haltung verändert wer-
den können, dass ver.di angeblich keine Relevanz für 
kirchliche Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer hätte. 
Zudem ist es der richtige Weg, um sich gemeinsam im 
eigenen Betrieb zu organisieren, mehr und durchset-
zungsfähig zu werden.

Material für jeden Anlass 
ver.di stellt dafür eine Reihe von Materialien zur Verfü-

Ihr fragt – ver.di antwortet

Baden-Württemberg 

Irene Gölz 

Tel. 0711 / 88788-0330 

irene.goelz@verdi.de

ver.di  

Bundesverwaltung 

Mario Gembus 

Tel. 030 / 69561049 

mario.gembus@verdi.de

Sachsen, Sachsen-Anhalt 

und Thüringen 

Thomas Mühlenberg 

Tel. 0341 / 52901111 

thomas.muehlenberg@verdi.de

Rheinland-Pfalz und Saarland 

Frank Hutmacher 

Tel. 06131 / 9726130 

frank.hutmacher@verdi.de

Bayern 

Kathrin Weidenfelder 

Tel. 089 / 599771033 

kathrin.weidenfelder@verdi.de

Hessen

Saskia Jensch

Tel. 069 / 2569-1323

saskia.jensch@verdi.de

Nordrhein-Westfalen 

Maria Tschaut

Tel. 0211 / 61824-164

maria.tschaut@verdi.de

Berlin und  

Brandenburg

Ivo Garbe

Tel. 030 / 88665261 

ivo.garbe@verdi.de

Mecklenburg-Vorpommern  

und Schleswig-Holstein

Christian Wölm 

Tel. 0451 / 8100716 

christian.woelm@verdi.de

Hamburg

Dr. Arnold Rekittke,  

Tel. 040 / 890615-736  

arnold.rekittke@verdi.de

Niedersachsen und Bremen

Annette Klausing

Tel. 0511 / 12400-256

annette.klausing@verdi.de

Unsere Ansprechpartner*innen in den Bundesländern
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Mehr Personal und bessere Bezahlung in der Altenpfle-
ge. Das hatte sich die Bundesregierung neben anderem 
auf die Fahne und in ihren Koalitionsvertrag geschrie-
ben. ver.di hat sich zielstrebig auf den Weg zu einem 
Tarifvertrag über Mindestbedingungen für die gesamte 
Altenpflege gemacht. Wie ist der Stand und wer soll 
das bezahlen?

Das Pflegepersonal-Stärkungsgesetz (PpSG) ist als 
Sofortprogramm zum Jahresbeginn in Kraft getreten. 
Mit dem Gesetz wurden etwa finanzielle Fördermög-
lichkeiten für zusätzliche Fachkraftstellen, zur Verbesse-
rung von Vereinbarkeit von Pflege, Familie und Beruf 
und zur Begleitung der Digitalisierung geschaffen. Da 
die finanziellen Mittel dafür aus der Krankenversiche-
rung kommen, werden die Bewohner*innen und ihre 
Angehörigen dadurch nicht zusätzlich belastet. Hört 
sich gut an. Gebracht hat das PpSG indes so gut wie 
nichts. Das ist das Resümee, das nach zehn Monaten 
gezogen werden muss. Von den 13.000 angestrebten 
zusätzlichen Stellen waren im Juli nur 2.800 überhaupt 
beantragt worden. Bewilligt waren im September erst 
300. ver.di-Bundesvorstandsmitglied Sylvia Bühler hatte 
die Ankündigung seinerzeit als »Tropfen auf den heißen 
Stein« bezeichnet. Jetzt ist klar: Das Tröpfchen ist un-
terwegs auch noch verdunstet. Es ist auch wenig ver-
wunderlich, dass unter den derzeitigen Bedingungen 
nicht genügend Menschen für diesen wichtigen Beruf 
gefunden werden können. Die Lösung für die gegen-
wärtige Situation kann nur in ihrer Ursache gefunden 
werden –  in den Arbeitsbedingungen und der Bezah-
lung. Deswegen ist es wichtig, das Problem an den 
Wurzeln zu packen. Radikal sozial. So lautet das Motto 
des ver.di-Fachbereichs Gesundheit und Soziales. Und 
das gilt für die Altenpflege ganz besonders.

Tarifvertrag über Mindestbedingungen
Ziel von ver.di ist es, in einem Tarifvertrag Mindestbe-
dingungen für Löhne festzulegen, die für die gesamte 
Altenpflege gelten. Auch Arbeitgeber, die sich Tarifver-
trägen bisher verweigern, insbesondere die kommerzi-
ellen Anbieter, wären daran gebunden. Die Bundesta-
rifkommission Altenpflege fordert unter anderem eine 
Bezahlung auf dem Niveau des TVöD-B, 30 Tage Ur-
laub, Urlaubsgeld und Maßnahmen für den Arbeits- 
und Gesundheitsschutz. Alle für die Beschäftigten 
heute günstigeren Tarifregelungen sollen vollständig er-
halten bleiben. Neue Tarifverträge können die Mindest-
bedingungen jederzeit verbessern. ver.di hat von Be-
ginn an klargemacht, dass ein solcher Vertrag nicht nur 
auf die Tätigkeiten in der Pflege beschränkt sein darf, 
sondern für alle Beschäftigten im Betrieb gelten muss. 
Das Vorhaben nimmt inzwischen Fahrt auf. Im Juni 
dieses Jahres haben sich eine Reihe von großen Wohl-

Quo vadis Altenpflege?

fahrtsverbänden zur »Bundesvereinigung der Arbeitge-
ber in der Pflegebranche« (BVAP) zusammengeschlos-
sen. Nach einem Sondierungsgespräch im August 
wurde von ver.di und der BVAP vereinbart, die Ver-
handlungen aufzunehmen. Beide haben sich das ehr-
geizige Ziel gesetzt, noch in diesem Jahr einen solchen 
Tarifvertrag abzuschließen. Per Verordnung kann der 
Bundesarbeitsminister diesen Tarifvertrag dann auf die 
gesamte Branche erstrecken. Die Kirchen sind gewich-
tige Akteure in der Altenpflege. Caritas und Diakonie 
unterstützen das Vorhaben grundsätzlich. 

Gesetzliche Grundlage geschaffen
Mit dem im Oktober verabschiedeten Pflegelöhnever-
besserungsgesetz ist geregelt worden, wie die kirch-
lichen Kommissionen zur Arbeitsrechtssetzung beim 
Antrag auf Erstreckung eingebunden werden. Damit 
bleibt die Tarifautonomie von ver.di und der BVAP als 
Tarifparteien gewahrt und die Kirchen sind dennoch 
angemessen eingebunden. Zugleich ist mit dem Gesetz 
die Handlungsfähigkeit der Pflegekommission gestärkt 
worden. Sie legt auch den Pflegemindestlohn fest, bis-
lang jedoch ausschließlich für Pflegehilfekräfte. Die ak-
tuellen Regelungen zum Pflegemindestlohn sind nur 
noch bis Ende April 2020 in Kraft. Die Kommission 
wurde auf Antrag der kommerziellen Träger von Bun-
desarbeitsminister Hubertus Heil daher im Oktober ein-
berufen. Es wird derzeit also auf zwei Feldern gleichzei-
tig gespielt. Umso wichtiger ist es, dass die Tarifpartner 
schnellstmöglich zu einem Abschluss kommen. 

Solide Finanzierung langfristig sichern
Eine große gesetzgeberische Baustelle besteht jedoch 
weiterhin: Steigende Löhne, bessere Arbeitsbedingun-
gen und die noch bis 2020 in Entwicklung und Erpro-
bung befindlichen und am Bedarf orientierten Personal-
vorgaben kosten Geld. Schon jetzt ist die Pflegever- 
sicherung chronisch unterfinanziert. Die Folgen sind ra-
sant steigende Eigenanteile. So kostet der Pflegeheim-
platz derzeit durchschnittlich 1.890 Euro monatlich. 
Davon sind rund 690 Euro der Anteil für pflegebedingte 
Kosten, für die die Pflegeversicherung nicht aufkommt. 
ver.di ist es wichtig, dass Verbesserungen für die Be-
schäftigten nicht zu Lasten der pflegebedürftigen Men-
schen und ihrer Angehörigen gehen. Die Eigenanteile 
der Bewohner*innen müssen daher begrenzt und 
damit das Dilemma zwischen guten Arbeitsbedin-
gungen und bezahlbarer Pflege endlich beseitigt wer-
den. Mittelfristig kann die Finanzierung guter Pflege 
nur durch eine Pflegebürgervollversicherung gelingen, 
die alle pflegebedingten Risiken abdeckt. Solidarisch 
von allen Bürger*innen entsprechend ihres Einkommens 
getragen, kann diese mit moderaten Beitragssatzsteige-
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gonnen und werden im November fortgeführt. Sicher 
ist, dass die Bundesregierung die notwendigen Finan-
zierungsreformen angehen will und muss. Sicher ist 
aber auch: Die Zeit der Mini-Reförmchen ist vorbei. Bei 
der Altenpflege muss man grundsätzlich ran. Radikal 
sozial eben. Dafür streiten wir als ver.di.

rungen von 0,25 Prozentpunkten eine langfristige Fi-
nanzierung sichern. Dies zeigt eine Ende September 
veröffentlichte Studie von Professor Heinz Rothgang im 
Auftrag der Hans-Böckler-Stiftung. 

Es bleibt abzuwarten, ob der Tarifvertrag abge-
schlossen und erstreckt wird. Die Verhandlungen zwi-
schen ver.di und der BVAP haben am 25. Oktober be-

Pflegekammer Rheinland-Pfalz beschließt Berufsordnung: 

»Arbeitgeber mit in die Pflicht nehmen«

Silke Präfke arbeitet 
als Krankenschwe-
ster im Bundeswehr-
zentralkrankenhaus 
Koblenz. Sie ist Prä-
sidentin des ver.di-
Pflegebeirats und 
Mitglied der Vertre-
terversammlung der 
Pflegekammer 
Rheinland-Pfalz.

 
Die Landespflegekammer Rheinland-Pfalz hat einen so 
genannten Vorratsbeschluss zur Berufsordnung für die 
rund 40.000 Pflegekräfte in dem Bundesland gefasst. 
Warum einen »Vorratsbeschluss«?

Die Vertreterversammlung der Landespflegekammer 
Rheinland-Pfalz hat den vorliegenden Entwurf mehr-
heitlich befürwortet. Jetzt erhalten die Verbände und 
Gewerkschaften die Gelegenheit, Stellung zu beziehen. 
Auf dieser Grundlage wird die Vertreterversammlung 
im November abschließend über die Berufsordnung 
entscheiden.

Wie haben sich die ver.di-Vertreter*innen in der Ab-
stimmung positioniert?

Wir haben dem Beschluss nicht zugestimmt. Auf-
grund der von ver.di vorgebrachten Kritik ist der Ent-
wurf leicht verändert worden. So sollen die Pflegekräf-
te jetzt nicht mehr ein »Gelöbnis« ablegen, sondern ein 
»feierliches Versprechen«. Weiter hinten steht zwar ir-
gendwo, dass dieses Versprechen freiwillig ist, aber das 
wird auf den ersten Blick nicht deutlich. Die Pflegekräf-
te sollen zum Beispiel versprechen: »In allen Situationen 
werde ich die Ehre und das Ansehen des Berufsstandes 
wahren.« Was soll das heißen? Wenn ich öffentlich auf 
die schlechten Bedingungen in der Pflege hinweise, 
schade ich dann der Ehre und dem Ansehen des Be-

rufes? Theoretisch könnte die Pflegekammer Whist-
leblowing bestrafen. Oder wenn jemand ein Tattoo hat 
– schadet das womöglich dem Berufsstand? Das ist nir-
gendwo definiert und auch die Konsequenzen sind 
nicht festgelegt.

Welche Aspekte hältst Du außerdem für problema-
tisch?

Uns werden etliche Pflichten auferlegt, zum Beispiel 
die vollständige und fälschungssichere Dokumentation 
des Pflegeprozesses oder die sichere Verwahrung erho-
bener Daten. Als angestellte Pflegekraft habe ich da-
rauf aber nur sehr begrenzten Einfluss. Gleiches gilt für 
die Qualitätssicherung. Das Grundproblem ist: Die Be-
rufsordnung kann keinerlei Einfluss auf das Handeln der 
Arbeitgeber nehmen. Hier müsste zunächst die gesetz-
liche Grundlage geändert werden. Wenn die Pflege-
kammer die Arbeitgeber zur Schaffung entsprechender 
Rahmenbedingungen verpflichten könnte, würden all 
diese Vorgaben Sinn machen. So üben sie lediglich zu-
sätzlichen Druck auf die beruflich Pflegenden aus, ohne 
deren Situation zu verbessern.

Betrifft das auch die Frage der Fortbildungen?
Ja. Es ist gut und richtig, dass sich Pflegekräfte kon-

tinuierlich fortbilden sollten. Aber die Berufsordnung 
bürdet das allein den Pflegekräften auf. Sie kann aber 
die Arbeitgeber nicht in die Pflicht nehmen, ihre Be-
schäftigten für Fortbildungen freizustellen und diese zu 
bezahlen. Ein weiteres Problem am vorliegenden Ent-
wurf ist die sogenannte Anzeigepflicht. Wenn ich an 
der Fachkompetenz oder am Gesundheitszustand eines 
Kollegen zweifle, müsste ich ihn anzeigen. Was mache 
ich, wenn sich Leute aus meinem Team die Hände nicht 
entsprechend den WHO-Vorgaben desinfizieren, weil 
ihnen die Zeit fehlt? Muss ich die dann anzeigen? Wo-
möglich handelt es sich gar nicht um individuelles Fehl-
verhalten, sondern um Organisationsversagen. Aber 
auch hier: Den Arbeitgeber, der für die Organisation 
verantwortlich ist, kann ich bei der Pflegekammer nicht 
anzeigen. 
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Wir haben unsere Bedenken immer wieder vorge-
bracht. Für uns stehen die Interessen der angestellten 
Pflegekräfte im Vordergrund – und die allermeisten 
Pflegekräfte sind abhängig Beschäftigte. Ihre Interessen 
werden in der vorliegenden Berufsordnung nicht richtig 
abgebildet. Leider stellen die ver.di-Mitglieder in der 
Vertreterversammlung eine Minderheit, weshalb wir in 
der Regel überstimmt werden. Unser Ziel sollte sein, bei 
der nächsten Wahl mehr Mitglieder in das Gremium zu 
bekommen – dann können wir mehr Einfluss nehmen. 
In den kommenden Wochen werden wir unsere Kritik 
an der Berufsordnung weiter vorbringen und unter den 
Pflegekräften zur Diskussion stellen. Ob die Pflegekam-
mer bei der abschließenden Beschlussfassung im No-
vember darauf eingeht, wird sich zeigen.

Wie müsste eine Berufsordnung stattdessen aussehen?
Zunächst müsste wie gesagt die gesetzliche Grund-

lage, unter anderem das Heilberufegesetz, dahinge-
hend geändert werden, dass der Arbeitgeber zur 
Schaffung guter Rahmenbedingungen verpflichtet wer-
den kann. Die im Entwurf formulierten Anforderungen 
sind ja alle richtig. Ich bin auch für Qualitätssicherung, 
gute Dokumentation und kontinuierliche Fortbildung. 
Aber die Arbeitgeber müssten mit in die Pflicht genom-
men werden. Zum Beispiel könnten sie dazu verpflichtet 
werden, jedem Kammermitglied fünf Tage Fortbildung 
im Jahr zu gewähren. Das würde tatsächlich helfen.

ver.di hat für eine grundsätzlich andere Berufsordnung 
argumentiert. Habt Ihr dennoch Vorschläge am vorlie-
genden Entwurf eingebracht? 

Fachtagung Behindertenhilfe: 

Große Resonanz und viele Fragen

Eine solche Resonanz hatte die ver.di-Fachtagung Be-
hindertenhilfe noch nie: Fast 200 Beschäftigtenvertre-
ter*innen waren am 12. und 13. September nach Wei-
mar gekommen, um über die neuesten Entwicklungen 
in diesem Bereich zu sprechen – darunter viele Mit-

glieder von Mitarbeitervertretungen aus kirchlichen Ein-
richtungen. Und es gab jede Menge Gesprächsbedarf, 
aber auch Verunsicherung. Denn Ende 2020 tritt die 
dritte Stufe des Bundesteilhabegesetzes (BTHG) in 
Kraft, womit ganz neue Leistungsgrundsätze geschaf-

Engagiert: Beschäftigtenvertreter*innen fordern für die Behindertenhilfe gute Arbeitsbedingungen und 
eine solide Finanzierung 
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aber darauf, dass höhere Preise aufgrund von Tarifver-
trägen oder kirchlichen Arbeitsvertragsrichtlinien davon 
explizit ausgenommen seien. »Anbieter mit Tarifbin-
dung dürfen also nicht benachteiligt werden.«

Mehrere der anwesenden Interessenvertreter*innen 
gaben allerdings zu bedenken, dass damit nicht klarge-
stellt sei, welche Regelungen zur Anwendung kommen. 
So berichtete Dorothee Bosch, Mitarbeitervertreterin 
bei Mariaberg e.V., dass in ihrem Betrieb ganz unter-
schiedliche Regelungen gelten: Ein Teil der Beschäf-
tigten werde nach den Arbeitsvertragsrichtlinien (AVR) 
der Diakonie Württemberg bezahlt, die auf dem Niveau 
des Tarifvertrags für den öffentlichen Dienst (TVöD) lie-
gen, für andere gelten die schlechteren AVR der Diako-
nie Deutschland. Bergs Schlussfolgerung: »Damit es 
nicht zu einer Konkurrenz zwischen den Tarifen kommt, 
müssen wir mit ver.di dringend dafür sorgen, dass der 
TVöD flächendeckend Standard in der Behindertenhilfe 
wird.«

Teil neoliberaler Politik
Christian Janßen von der Gesamt-Mitarbeitervertretung 
der Von Bodelschwinghschen Stiftungen Bethel ordnete 
die Entwicklung in eine »neoliberale Politik von Ökono-
misierung und Vermarktlichung« ein, die seit über 20 
Jahren auch das Gesundheits- und Sozialwesen ergrif-
fen habe und bei der die »Kostendämpfung« im Vor-
dergrund stehe. »Bei einem Personalkostenanteil von 
70 Prozent ist klar, dass das immer zu Lasten der Be-
schäftigten geht.« Die Folgen seien unzureichende Per-
sonalschlüssel und Arbeitsverdichtung ebenso wie eine 
Zunahme prekärer und schlecht entlohnter Beschäfti-
gung.

Dazu gehört auch die Aufspaltung und Dequalifizie-
rung von Tätigkeiten in der Behindertenhilfe, die – so 
die Befürchtung vieler Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
der Weimarer Tagung – mit der Umsetzung des BTHG 
einen neuen Schub erhalten könnten. »Ökonomisierung 
und Bürokratie reduzieren die Empathie in mensch-
lichen Beziehungen, die rigorosem Effizienzdruck aus-
gesetzt werden«, warnte Janßen.

fen werden. Was das für Betriebe und Beschäftigte be-
deutet, ist vielfach noch unklar. Sicher ist: Die Auswir-
kungen werden gravierend sein, da die Finanzierungs-
systematik komplett umgestellt wird. Zugleich wurde 
auf der Tagung klar: ver.di und die betrieblichen Inte-
ressenvertretungen wollen sich einmischen – im Sinne 
guter Arbeitsbedingungen, tariflicher Bezahlung und 
einer guten Versorgung behinderter Menschen.

»Das alte Recht endet am 31. Dezember«, stellte die 
Politik- und Erziehungswissenschaftlerin Petra Kaps vom 
Zentrum für Evaluation und Politikberatung (ZEP) klar. 
Ab dem 1. Januar 2020 müssen Fachleistungen und 
Leistungen zur Existenzsicherung für Menschen mit  
Behinderungen getrennt behandelt werden. Das ist  
insbesondere für stationäre Einrichtungen eine große 
Herausforderung. Die Berichte der in Weimar versam-
melten Interessenvertreter*innen machten deutlich, 
dass längst nicht alle Einrichtungsleitungen darauf  
adäquat vorbereitet sind – und viele Belegschaften  
über anstehende Veränderungen im Unklaren gelassen 
werden.

Es soll billiger werden
Zentral für den neuen Ansatz ist die der UN-Behinder-
tenrechtskonvention entnommene, sogenannte Perso-
nenzentrierung: Leistungen sollen sich künftig nach 
den individuellen Wünschen und Bedürfnissen behin-
derter Menschen richten, nicht nach der Logik von In-
stitutionen. Entsprechend ändert sich die Finanzierung. 
Die Crux an der Sache: Es soll auch noch billiger wer-
den. Das Hauptinteresse, das abgesehen von der Um-
setzung der UN-Konvention mit dem Bundesteilhabe-
gesetz verfolgt worden sei, sei »ganz klar das Interesse 
der Kostenträger« gewesen, erläuterte Kaps.

Deutliche Kritik hatte ver.di im Gesetzgebungspro-
zess an der sogenannten Wettbewerbsklausel, dem 
»externen Vergleich«, vorgebracht. Demnach werden 
Leistungserbringer, deren Vergütungssätze über dem 
unteren Drittel der Anbieter liegen, im Regelfall als 
»nicht wirtschaftlich« angesehen. Die Politikwissen-
schaftlerin Kaps verwies in diesem Zusammenhang 

Sarah Bormann (ver.di) und Christian Janßen  
(Beschäftigtenvertreter)

Pit Kunkel (Organizing und Campaigning)
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Der Heilerziehungspfleger Jochen Dürr, Mitarbeiter-
vertreter im Sonnenhof e.V. in Schwäbisch-Hall, be-
tonte, eine angemessene Bezahlung und gute Arbeits-
bedingungen könnten nur mit einer starken Gewerk- 
schaft erreicht werden. Er forderte seine Kolleginnen 
und Kollegen auf, sich in ver.di zu organisieren. So 
könnten sich die Beschäftigten der Behindertenhilfe – 
die in den öffentlichen Debatten sonst oft eher am 
Rand stünden – Gehör verschaffen.

Sylvia Bühler vom ver.di-Bundesvorstand erklärte, 
Arbeit mit, am und für den Menschen könne niemals 
niedrigstqualifizierte Tätigkeit sein. Eine solche »Interak-
tionsarbeit« sei stets mit besonderen Anforderungen 
verbunden und müsse entsprechend honoriert werden. 
Die Arbeitgeber in der Behindertenhilfe forderte Bühler 
auf, »ein Kartell zu bilden«. Sie sollten nicht den Fehler 
der Träger in der Altenhilfe wiederholen und sich auf 
einen Unterbietungswettbewerb bei Löhnen und Ar-
beitsbedingungen einlassen.

Reform des Kinder- und Jugendhilferechts: 

Gesetzentwurf des SGB VIII soll kommen

Nach dem gescheiterten Versuch der Bundesregierung 
zur Novellierung des Sozialgesetzbuches (SGB) VIII im 
Jahr 2017 hat die neue Bundesfamilienministerin Fran-
ziska Giffey nun einen neuen Anlauf gestartet. Damals 
war unter anderem die fehlende Beteiligung der Fach-
welt kritisiert worden. Dieser Kritik wird nun mit einem 
neuen Beteiligungskonzept begegnet. Dazu hat das 
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend drei Kooperationspartner hinzugezogen: Eine 
Kommunikationsagentur und zwei Institute sollen eine 
breite Beteiligung gewährleisten. ver.di beteiligt sich mit 
vielen Kolleg*innen durch intensive Diskussionen an der 
Bewertung der einzelnen Änderungsvorhaben und 
nimmt an den verschiedenen Beteiligungsformaten teil.

Wohl der Kinder gehört in den Fokus
Alle Expert*innen sehen einen deutlichen Bedarf, das 
SGB VIII zu überarbeiten und an aktuelle gesellschaft-
liche Veränderungen anzupassen. Dabei müssten die 

umfassende Finanzierung der gesellschaftlich so wich-
tigen Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe sowie die 
Interessen der Adressat*innen der Sozialen Arbeit im 
Mittelpunkt stehen. Die Mängel im jetzigen System der 
Kinder- und Jugendhilfe wurden dem Gesetzgeber 
auch durch tragische Todesfälle von Kindern vor Augen 
geführt. Doch statt die Kinder- und Jugendhilfe umfas-
send mit den notwendigen personellen Kapazitäten 
auszustatten, die nötig sind, um die sozialpädagogische 
Arbeit gemäß des SGB VIII zu gewährleisten, wurde 
bisher nur Stückwerk geleistet. So werden das Wohl 
und das gute Aufwachsen aller Kinder nicht ausrei-
chend befördert und garantiert werden. 

Ausreichend Personal nötig
Den Beschäftigten in Kitas, Jugendämtern, in Bera-

tungsstellen und in den Hilfen zur Erziehung werden 
nicht genügend Zeit und materielle Ressourcen zur Ver-
fügung gestellt. Schlechte Personalschlüssel in den Kin-

Konzentriert: Die Teilnehmenden der ver.di-Fachtagung Behindertenhilfe in Weimar
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Themenblöcken: Kinderschutz, Unterbringung außer-
halb der eigenen Familie, Sozialraum und Inklusion.  
ver.di beteiligt sich aktiv in der Arbeitsgruppe und hat 
bereits Stellungnahmen zum Prozess abgegeben, die 
unter www.mitreden-mitgestalten.de eingesehen wer-
den können. Die extra vom Bundesministerium einge-
richtete Seite bietet einen guten Überblick über den 
Stand der Dinge. Sollte am Ende ein Gesetzentwurf  
herauskommen, den wir für ungeeignet halten, werden 
wir gemeinsam mit Bündnispartnern den Widerstand 
organisieren, im Interesse eines guten Kinder- und Ju-
gendhilferechts: gut für die Fachkräfte, gut für die Kin-
der und Jugendlichen.

dertagesstätten, zum Beispiel in Mecklenburg-Vorpom-
mern von eins zu 15 im Elementarbereich, und hohe 
Fallzahlen von 50 bis über 100 Fällen pro Sozialarbeite-
rin in den Jugendämtern, sind bezeichnend. Trotz ge-
setzlichen Rahmens und sozialpädagogischer und ge-
sellschaftlicher Notwendigkeit ist die Politik nicht bereit, 
ausreichend finanzielle Mittel und Personal zur Verfü-
gung zu stellen. Das Interesse ist offensichtlich, die öf-
fentlichen und medienwirksamen schlimmsten Fälle zu 
verhindern. 

ver.di bringt sich aktiv ein
Die zentrale Arbeitsgruppe zur Überarbeitung des SGB 
VIII tagt noch bis Dezember 2019 zu vier verschiedenen 

ver.di auf dem 37. Evangelischen Kirchentag
Vom 19. bis 23. Juni fand in Dortmund der 37. Evange-
lische Kirchentag unter dem Motto »Was für ein Ver-
trauen« statt. Auch ver.di war erneut mit einem eige-
nen Stand gemeinsam mit dem Deutschen Gewerk-
schaftsbund (DGB) und den Schwestergewerkschaften 
vor Ort. Den Besucherinnen und Besuchern war es 
möglich, sich allgemein über die Vorteile einer Gewerk-
schaftsmitgliedschaft zu informieren, aber auch über 
die konkreten Aktivitäten von ver.di im tarif-, sozial-, 
gesundheits-, berufs- und branchenpolitischen Bereich. 

Viele ver.di-Kolleginnen und -Kollegen waren erfreut 
darüber, dass ihre Gewerkschaft sich auf dem Kirchen-
tag präsentierte und haben die Gelegenheit für ein Ge-
spräch genutzt. An dieser Stelle dankt die Redaktion 
des Kirchen.info  ganz herzlich den vielen Kolleginnen 
und Kollegen, die sich tatkräftig über die vielen Tage an 
dem starken Auftritt unserer Gewerkschaft beteiligt 
haben. Der nächste Kirchentag wird 2021 in Frankfurt 
am Main stattfinden und gemeinsam von Katholischer 
und Evangelischer Kirche organisiert werden. 

Einladend: Die Gewerkschaften auf dem Evangelischen Kirchentag in Dortmund
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